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1 Budgetvollzug des Bundes: 
Monatserfolg Dezember 2020 

1.1 Finanzierungsrechnung nach administrativer Darstellung 

Der Budgetvollzug 2020 stand ganz im Zeichen der massiven budgetären Auswirkungen der CO-

VID-19-Krise. Aus der Bereitstellung der COVID-19-Krisenbewältigungsfondsmittel ergibt sich 

ein- und auszahlungsseitig eine Budgetverlängerung von rd. 5,3 Mrd. €. Rechnet man die Aus-

zahlungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45, die als Einzahlungen in sel-

ber Höhe in anderen Untergliederungen verbucht werden, heraus, so ergeben sich von Jänner 

bis Dezember 2020 bereinigte Einzahlungen von 73,6 Mrd. €, die um -6,7 Mrd. € (-8,4 %) gerin-

ger als im Vergleichszeitraum 2019 und um -8,2 Mrd. € (-10,0 %) geringer als im Bundesvoran-

schlag (BVA) 2020 sind, und bereinigte Auszahlungen von 96,1 Mrd. €, die um +17,2 Mrd. € 

(+21,9 %) höher als im Vorjahresvergleichszeitraum und um -6,3 Mrd. € (-6,1 %) geringer als im 

BVA 2020 sind. 

Vergleich zum Bundesvoranschlag (BVA) 2020 

Die Einzahlungen von Jänner bis Dezember 2020 betragen rd. 78,9 Mrd. € und sind um rd. -2,9 

Mrd. € (-3,5 %) geringer als im BVA. Wesentlich geringere Einzahlungen gibt es vor allem in den 

Untergliederungen UG 16 Öffentliche Abgaben (-7.112,4 Mio. €) und UG 25 Familie und Jugend 

(-155,3 Mio. €), die durch höhere Einzahlungen in den Untergliederungen UG 40 Wirtschaft 

(+1.544,0 Mio. €), UG 17 Öffentlicher Dienst und Sport (+701,7 Mio. €), UG 24 Gesundheit 

(+609,0 Mio. €), UG 44 Finanzausgleich (+399,4 Mio. €), UG 41 Mobilität (+261,1 Mio. €), UG 30 

Bildung (+183,4 Mio. €), UG 14 Militärische Angelegenheiten (+146,0 Mio. €), UG 32 Kunst und 

Kultur (+131,3 Mio. €), UG 45 Bundesvermögen (+121,0 Mio. €) und UG 21 Soziales und Konsu-

mentenschutz (+114,7 Mio. €) teilweise kompensiert werden. 

Die Mindereinzahlungen gegenüber dem BVA in der UG 16 sind hauptsächlich auf geringere 

Bruttoabgaben (-10.392,5 Mio. €), insbesondere Einkommen- (-1.318,5 Mio. €), Lohn- (-2.246,5 

Mio. €), Körperschaft- (-3.066,1 Mio. €), Umsatz- (-3.037,2 Mio. €) und Mineralölsteuer (-622,4 

Mio. €), zurückzuführen, die durch geringere Ab-Überweisungen von Ertragsanteilen an Länder 

(-2.002,4 Mio. €) und Gemeinden (-1.217,3 Mio. €) teilweise kompensiert werden und in Summe 

geringere Nettoabgaben (-7.112,4 Mio. €) ergeben. Die Mindereinzahlungen in der UG 25 gehen 

auf geringere Anteile von Einkommen- und Körperschaftsteuer (-137,7 Mio. €), geringere 

Dienstgeberbeiträge zum FLAF (-379,4 Mio. €), zusätzlich auf eine Steuergutschrift infolge eines 
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verlorenen Prozesses im Zusammenhang mit der Selbstträgerschaft verminderte Dienstgeber-

beiträge (-105,5 Mio. €) und den nicht realisierten Überschuss des FLAF (-232,3 Mio. €) zurück, 

denen Mehreinzahlungen aus der Überrechnung vom COVID-19-Krisenbewältigungsfonds ge-

genüberstehen (+703,6 Mio. €). Die höheren Einzahlungen in der UG 30 gehen vor allem auf 

Mehreinzahlungen aufgrund von Rückzahlungen der Länder an den Bund im Zusammenhang 

mit dem Bildungsinvestitionsgesetz (+133,1 Mio. €), jene in der UG 45 auf höhere Dividenden 

(+31,1 Mio. €) bzw. Gewinnabfuhren (+76,6 Mio. €) sowie in den übrigen Untergliederungen UG  

40, UG 17, UG 24, UG 44, UG 41, UG 14, UG 32 und UG 21 im Wesentlichen auf die Überrech-

nung von COVID-19-Krisenbewältigungsfondsmitteln zurück. 

Die Auszahlungen von Jänner bis Dezember 2020 betragen rd. 101,4 Mrd. € und sind damit um 

rd. -1,0 Mrd. € (-1,0 %) geringer als im BVA. Dieses Ergebnis resultiert vorwiegend aus höheren 

Auszahlungen in den Untergliederungen UG 20 Arbeit (+7.426,1 Mio. €), UG 40 Wirtschaft 

(+1.247,2 Mio. €), UG 25 Familie und Jugend (+673,9 Mio. €), UG 24 Gesundheit (+559,1 Mio. 

€), UG 17 Öffentlicher Dienst und Sport (+346,5 Mio. €), UG 42 Landwirtschaft, Regionen und 

Tourismus (+228,8 Mio. €), UG 41 Mobilität (+186,4 Mio. €), UG 32 Kunst und Kultur (+133,1 

Mio. €), UG 14 Militärische Angelegenheiten (+131,2 Mio. €), UG 44 Finanzausgleich (+105,8 

Mio. €) und UG 21 Soziales und Konsumentenschutz (+102,0 Mio. €). Dem stehen geringere 

Auszahlungen vor allem in der UG 45 Bundesvermögen (-10.471,8 Mio. €), UG 58 Finanzierun-

gen, Währungstauschverträge (-748,6 Mio. €), UG 46 Finanzmarktstabilität (-654,3 Mio. €), UG 

31 Wissenschaft und Forschung (-153,3 Mio. €) und UG 43 Klima, Umwelt und Energie (-125,1 

Mio. €) gegenüber. 

Die Mehrauszahlungen in der UG 20 ergeben sich im Wesentlichen aus der Inanspruchnahme 

von Kurzarbeit (+5.469,0 Mio. €), Arbeitslosengeld (+611,0 Mio. €), Notstandshilfe (+229,8 Mio. 

€) sowie höherer Pensions- und Krankenversicherungsbeiträge (+477,6 Mio. €) und der Einmal-

zahlung nach § 66 Arbeitslosenversicherungsgesetz (+365,3 Mio. €), jene der UG 40 aus Zahlun-

gen für COVID-19 Maßnahmen insbesondere für den Härtefallfonds (+1.000,0 Mio. €), die Be-

schaffung von Schutzausrüstung (+164,7 Mio. €), den Lehrlingsbonus 2020 (+57,1 Mio. €) und 

die Investitionsprämie (+26,1 Mio. €) und jene der UG 25 insbesondere für den Kinderbonus 

(+665,3 Mio. €). Weitere wesentliche Mehrauszahlungen gibt es in der UG 24 hauptsächlich für 

Zahlungen nach dem Epidemie Gesetz (+100,4 Mio. €), insbesondere Testungen und Screening-

Programme, und gemäß Zweckzuschussgesetz (+363,2 Mio. €), für Impfstoff- und Medikamen-

tenbeschaffung (+48,0 Mio. €) sowie für Zahlungen an die Österreichische Gesundheitskasse 

(+33,3 Mio. €), in der UG 17 für den NPO-Hilfsfonds (+322,0 Mio. €) und den Sportligen Fonds 

(+35,0 Mio. €), in der UG 42 für COVID-19-Maßnahmen zur Unterstützung land- und forstwirt-

schaftlicher Betriebe (+69,7 Mio. €) sowie im Tourismusbereich (+116,7 Mio. €), in der UG 41 

für den Klima- und Energiefonds (+32,0 Mio. €) und für den Schienenverkehr (+168,6 Mio. €), in 

der UG 32 zur Unterstützung von selbständigen Künstlerinnen und Künstlern (+90,0 Mio. €), für 
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den Künstler-Sozialversicherungsfonds (+10,0 Mio. €) sowie für Bundesmuseen (+23,2 Mio. €) 

und Bundestheater (+10,2 Mio. €), in der UG 14 für COVID-19 bedingte Beschaffungen (+110,0 

Mio. €) sowie Investitionen in Kraftfahrzeuge (+88,5 Mio. €), in der UG 44 für Zahlungen nach 

dem Kommunalinvestitionsgesetz 2020 (+260,7 Mio. €), denen geringere Auszahlungen beim 

Katastrophenfonds gegenüberstehen (-124,1 Mio. €) und in der UG 21 für den Pflegebereich 

(+94,1 Mio. €). Minderauszahlungen gibt es in der UG 45 vor allem beim COVID-19-Krisenbe-

wältigungsfonds (-14.719,9 Mio. €).  Im Rahmen des 1. und 3. COVID-19 Gesetzespakets wurde 

die Rechtsgrundlage für die Einrichtung eines Verwaltungsfonds beim BMF und dessen Dotie-

rung bis zu einem Betrag von 28 Mrd. € geschaffen, um die Finanzierung der erforderlichen 

Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bewältigung der Krisensituation sicherzustellen. Der 

HBMF wurde ermächtigt, im Zeitraum des Budgetprovisoriums 2020 bei der neu eröffneten 

Voranschlagstelle 45.02.06 „COVID-19-Krisenbewältigungsfonds“ die Zustimmung zur Über-

schreitung für die Dotierung des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds bis zu einem Betrag von 

28 Milliarden € zu geben. Im BFG 2020 wurden (gemäß COVID-19-FondsG) insgesamt 20 Milli-

arden € dotiert und von der UG 45 im Jahr 2020 5.280,1 Mio. € an verschiedene empfangsbe-

rechtigte haushaltsleitende Organe weitergeleitet. Dem stehen Mehrauszahlungen insbeson-

dere an die COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes (COFAG) für Fixkostenzuschuss, Um-

satzersatz und diverse Garantiezahlungen (+4.241,5 Mio. €) gegenüber. Die Minderauszahlun-

gen in der UG 58 begründen sich vorwiegend auf geringeren Refinanzierungskosten für Neuauf-

nahmen von Schulden im Vergleich zur BVA Erstellung und des deutlich erhöhten Finanzierungs-

volumens durch die derzeitige Sondersituation rund um die COVID-19-Krise, jene in der UG 46 

auf nicht in Anspruch genommene Partizipationskapital Beteiligungen (-204,8 Mio. €) und Haf-

tungsübernahmen gemäß FinStaG (-449,6 Mio. €), jene in der UG 31 auf geringere Zahlungen 

für Universitäten (-53,7 Mio. €) und für den klinischen Mehraufwand (-73,0 Mio. €) und jene in 

der UG 43 auf Projektverzögerungen im Bereich der Umweltförderung im Inland (-32,1 Mio. €), 

beim Natur- und Umweltschutz (-24,0 Mio. €) und der Altlastensanierung (-47,6 Mio. €) 

Vergleich zum Vorjahresergebnis 2019 

Die Einzahlungen von Jänner bis Dezember 2020 betragen rd. 78,9 Mrd. € und sind um rd. -1,4 

Mrd. € (-1,8 %) geringer als im Vergleichszeitraum 2019. Die Entwicklung bei den Einzahlungen 

ist weiterhin maßgeblich von den in Folge der COVID-19 Pandemie ergriffenen Maßnahmen be-

stimmt. Details sind der gesonderten COVID-19 Berichterstattung (Kapitel 4) zu entnehmen. Es 

gibt geringere Einzahlungen in den Untergliederungen UG 16 Öffentliche Abgaben (-6.726,5 

Mio. €), UG 43 Klima, Umwelt und Energie (-421,1 Mio. €) und UG 20 Arbeit (-70,1 Mio. €), die 

durch höhere Einzahlungen in den Untergliederungen UG 40 Wirtschaft (+1.539,3 Mio. €), UG 

42 Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (+853,0 Mio. €), UG 17 Öffentlicher Dienst und 

Sport (+701,5 Mio. €), UG 24 Gesundheit (+608,5 Mio. €), UG 25 Familie und Jugend (+427,2 

Mio. €), UG 44 Finanzausgleich (+423,5 Mio. €), UG 45 Bundesvermögen (+217,9 Mio. €), UG 41 
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Mobilität (+215,4 Mio. €), UG 21 Soziales und Konsumentenschutz (+174,9 Mio. €), UG 30 Bil-

dung (+165,5 Mio. €), UG 14 Militärische Angelegenheiten (+144,8 Mio. €), UG 32 Kunst und 

Kultur (+132,5 Mio. €), UG 34 Innovation und Technologie (Forschung) (+95,2 Mio. €), UG 46 

Finanzmarktstabilität (+70,7 Mio. €) und UG 10 Bundeskanzleramt (+50,9 Mio. €) teilweise kom-

pensiert werden. 

Die Mindereinzahlungen in der UG 16 sind hauptsächlich auf geringere Bruttoabgaben, insbe-

sondere Einkommen-, Lohn-, Körperschaft-, Umsatz- und Mineralölsteuer sowie einen höheren 

EU-Beitrag aufgrund von EU-COVID-19 Maßnahmen zurückzuführen, die durch geringere Er-

tragsanteile teilweise kompensiert werden. Die Mindereinzahlungen in der UG 43 resultieren 

aus der infolge der BMG-Novelle 2020 erfolgten Übertragung der Flächen-, Feld-, Speicher- und 

Förderzinsen sowie der Siedlungswasserwirtschaft in die UG 42 und jene der UG 20 aus gerin-

geren ALV-Beiträgen. Die Mehreinzahlungen in der UG 40 sind hauptsächlich auf Überweisun-

gen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 für den Härtefallfonds, für die Be-

schaffung von Schutzausrüstung und medizinischen Produkten, für den Lehrlings- und Kleinun-

ternehmerbonus 2020, für den aws COVID-19 Startup-Hilfsfonds, für den Comeback Zuschuss 

der Film- und TV-Produktion sowie für die Investitionsprämie zurückzuführen, jene in der UG 

42 auf Überweisungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds für den Tourismusbereich 

und den Härtefallfonds sowie auf die Übertragung von Angelegenheiten der Fernmeldebehör-

den und Funküberwachung, des Bergwesens und der Siedlungswasserwirtschaft infolge der 

BMG-Novelle 2020 und jene in der UG 17 auf Überweisungen aus dem COVID-19-Krisenbewäl-

tigungsfonds für den NPO-Hilfsfonds und den Sportligen Fonds. Weitere Mehreinzahlungen in 

der UG 24 sind auf Überweisungen für Maßnahmen gemäß Epidemie- und Zweckzuschussge-

setz sowie für die Beschaffung des COVID-19 Impfstoffes zurückzuführen, jene in der UG 25 auf 

Überweisungen für Unterstützungsleistungen für Familien, jene in der UG 44 auf Überweisun-

gen für das Kommunalinvestitionsgesetz 2020, jene in der UG 45 auf Dividenden der ÖBAG und 

die Gewinnabfuhr der OeNB und jene in der UG 41 auf Überweisungen für den Klima- und Ener-

giefonds, für den Schienenverkehr und den Eigenkapitalzuschuss für die Rail Cargo Austria, de-

nen Mindereinzahlungen aus der Verschiebung der Fernmeldebehörden und der Funküberwa-

chung infolge der BMG-Novelle 2020 gegenüberstehen. Weitere Mehreinzahlungen in der UG 

21 betreffen Überweisungen für Maßnahmen im Pflegebereich, in der UG 30 hauptsächlich 

Überweisungen für den Ankauf von Schutzausrüstung, für die Übernahme von Stornokosten 

nach Absage von Schulveranstaltungen und Anschaffungen für Distance Learning sowie Rück-

zahlungen der Länder im Zusammenhang mit dem Bildungsinvestitionsgesetz, jene in der UG 

14 betreffen Überweisungen für die Beschaffung von Massentests, Anschaffungen für das CO-

VID-19 Lager und Assistenzeisätze und jene in der UG 32 Überweisungen zur Abfederung von 

Not- und Härtefällen von Künstlerinnen und Künstlern sowie für die Bundesmuseen und Bun-

destheater. Mehreinzahlungen in der UG 34 beziehen sich auf Überweisungen für Forschungs-

programme, jene in der UG 46 auf die Gewinnabfuhr der Abbaumanagementgesellschaft des 
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Bundes - ABBAG in Höhe von insgesamt rd. 1.302,6 Mio. €, der die im Jänner des Vorjahres 

erfolgte Rückzahlung einer aus dem Generalvergleich zur Hypo-Thematik erfolgten Anzahlung 

an Bayern in Höhe von 1.230,0 Mio. € gegenübersteht und jene in der UG 10 auf Überweisungen 

für die Infokampagne des Bundes und für die Presseförderung. 

Die Auszahlungen von Jänner bis Dezember 2020 betragen rd. 101,4 Mrd. € und sind damit um 

rd. +22,5 Mrd. € (+28,6 %) höher als im Vergleichszeitraum des Vorjahres. Dieses Ergebnis re-

sultiert vorwiegend aus höheren Auszahlungen in den Untergliederungen UG 45 Bundesver-

mögen (+9.513,2 Mio. €), UG 20 Arbeit (+7.561,8 Mio. €), UG 40 Wirtschaft (+1.301,3 Mio. €), 

UG 25 Familie und Jugend (+947,9 Mio. €), UG 22 Pensionsversicherung (+681,7 Mio. €), UG 24 

Gesundheit (+672,7 Mio. €), UG 42 Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (+465,9 Mio. €), 

UG 23 Pensionen – Beamtinnen und Beamte (+398,3 Mio. €), UG 17 Öffentlicher Dienst und 

Sport (+364,6 Mio. €), UG 14 Militärische Angelegenheiten (+360,7 Mio. €), UG 30 Bildung 

(+360,4 Mio. €), UG 21 Soziales und Konsumentenschutz (+304,8 Mio. €), UG 31 Wissenschaft 

und Forschung (+247,6 Mio. €), UG 41 Mobilität (+199,1 Mio. €), UG 44 Finanzausgleich (+155,5 

Mio. €), UG 32 Kunst und Kultur (+142,6 Mio. €), UG 13 Justiz (+115,3 Mio. €), UG 10 Bundes-

kanzleramt (+110,4 Mio. €) und UG 34 Innovation und Technologie (Forschung) (+79,0 Mio. €), 

die durch geringere Auszahlungen in den Untergliederungen UG 58 Finanzierungen, Währungs-

tauschverträge (-1.029,5 Mio. €), UG 43 Klima, Umwelt und Energie (-327,3 Mio. €) und UG 18 

Fremdenwesen (-265,6 Mio. €) teilweise kompensiert werden. 

Die höheren Auszahlungen ergeben sich in der UG 45 hauptsächlich aus bundesinternen Über-

weisungen des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds an verschiedene Untergliederungen sowie 

für den Fixkostenzuschuss, Liquiditätszuschuss und Umsatzersatz (COFAG), in der UG 20 haupt-

sächlich aus der höheren Inanspruchnahme der Kurzarbeit, des Arbeitslosengeldes sowie der 

Einmalzahlung zum Arbeitslosengeld, der Notstandshilfe und aus höheren Pensions- und Kran-

kenversicherungsbeiträgen und in der UG 40 für den Härtefallfonds, die Beschaffung von 

Schutzausrüstung und medizinischen Produkten, den Lehrlings- und Kleinunternehmerbonus 

2020, den aws COVID-19 Startup-Hilfsfonds, der Förderung von Film- und TV-Produktionen und 

die Investitionsprämie für Unternehmen. Die Mehrauszahlungen in der UG 25 ergeben sich für 

Unterstützungsleistungen, insbesondere den Kinderbonus, den Familienhärteausgleich, den Fa-

milienkrisenfonds, die Familienbeihilfe und für Überweisungen an Sozialversicherungsträger, in 

der UG 22 für höhere Vorschüsse an die PV-Träger, in der UG 24 aufgrund des Bundesersatzes 

an die Sozialversicherung der Selbstständigen für die Krankenversicherungs-Beitragssenkung, 

für Maßnahmen gemäß Epidemie- und Zweckzuschussgesetz sowie für die Beschaffung des CO-

VID-19 Impfstoffes, in der UG 42 aus der Übertragung der Angelegenheiten der Siedlungswas-

serwirtschaft infolge der BMG-Novelle 2020 sowie im Bereich des Tourismus für die Österreich 

Werbung und Tests in Tourismusbetrieben und Auszahlungen aus dem Härtefallfonds, in der 

UG 23 für Pensionen der Beamtinnen und Beamten der Hoheitsverwaltung inkl. ausgegliederter 
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Institutionen, der Postunternehmen, der ÖBB und der Landeslehrerinnen und –lehrer. Weitere 

Mehrauszahlungen gibt es in der UG 17 für den NPO-Hilfsfonds und den Sportligen Fonds, in 

der UG 14 für die Beschaffung von Massentests, Anschaffungen für das COVID-19 Lager sowie 

Assistenzeinsätze und Investitionen in Kraftfahrzeuge, in der UG 30 für Personalzahlungen der 

Landeslehrerinnen und –lehrer, für die Elementarpädagogik und im Zusammenhang mit dem 

Bildungsinvestitionsgesetz, in der UG 21 für den Pflegebereich, in der UG 31 für den Universi-

tätsbereich und für Forschungsinstitutionen, in der UG 41 für den Klima- und Energiefonds und 

für den Schienenverkehr, in der UG 44 für Maßnahmen im Rahmen des Kommunalinvestitions-

gesetzes 2020, in der UG 32 für Maßnahmen zur Unterstützung von selbstständigen Künstlerin-

nen und Künstlern, für den Künstlersozialversicherungsfonds und für Bundesmuseen und Bun-

destheater, in der UG 13 für Baumaßnahmen bei Justizanstalten sowie den Ankauf von Schutz-

ausrüstung, in der UG 10 für die Infokampagne und die Ausweitung der Presseförderung und in 

der UG 34 für klimarelevante Forschungs- und Innovationsprogramme im Rahmen des Konjunk-

turpakets. Die geringeren Auszahlungen ergeben sich in der UG 58 aus Netto-Minderauszah-

lungen aus Zinsen und beim sonstigen Aufwand, in der UG 43 aus der aufgrund der BMG-No-

velle 2020 erfolgten Übertragung von Angelegenheiten der Siedlungswasserwirtschaft in die UG 

42 und in der UG 18 aufgrund des Rückganges von laufend zu betreuenden Personen in der 

Grundversorgung. 

Aus den geringeren Ein- und höheren Auszahlungen resultiert ein Nettofinanzierungsbedarf in 

Höhe von insgesamt rd. -22,5 Mrd. €, der um rd. -24,0 Mrd. € schlechter als im Vergleichszeit-

raum des Vorjahres ist.  

Tabelle 1: Allgemeine Gebarung des Bundes, Dezember 2020 (Finanzierungsrechnung, in Mio. 

€) 

 

Quelle: BMF 
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1.2 Ergebnisrechnung nach administrativer Darstellung 

Da sich die Daten des Ergebnishaushaltes im Zuge der Arbeiten zum Rechnungsabschluss - Bu-

chungen im Ergebnishaushalt sind bis 29. Jänner möglich, Rechnungsabgrenzungen können bis 

12. März und Folgebewertungen sogar noch bis 26. März gebucht werden - noch wesentlich 

ändern können, ist eine Darstellung der Ergebniszahlen derzeit nicht aussagekräftig. Der gegen-

ständliche Bericht beschränkt sich daher auf den Finanzierungshaushalt und liefert dazu tiefer-

greifende analytische Aussagen. Entsprechende Daten zum Ergebnishaushalt werden im Vor-

läufigen Gebarungserfolg 2020, der bis Ende März 2021 vorgelegt wird, enthalten sein. 
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2 Erläuterungen zur Finanzierungs-
rechnung 

Da der Bericht zum Vorläufigen Gebarungserfolg 2020, der bis Ende März 2021 vorgelegt wird, 

insbesondere auch detaillierte Erläuterungen der Unterschiede zwischen Bundesvoranschlag 

(BVA) 2020 und vorläufigen Erfolg 2020 enthält, beziehen sich die Erläuterungen in diesem Be-

richt auf die Unterschiede zwischen Vorjahreserfolg und vorläufigem Erfolg 2020. 

2.1 Wesentliche Mindereinzahlungen 

• UG 16 Öffentliche Abgaben (-6.726,5 Mio. €). Die Bruttoabgaben sind im Berichtszeitraum 

Jänner bis Dezember in Summe mit rd. 81,8 Mrd. € um -9,1 Mrd. € (-10,0 %) geringer als im 

Vergleichszeitraum des Vorjahres. Das Aufkommen ist maßgeblich von der COVID-19 Pan-

demie und den damit in Zusammenhang stehenden Maßnahmen bestimmt.  

Die größten Rückgänge gegenüber dem Vorjahreserfolg waren bei der Körperschaftsteuer 

(- 3.050,7 Mio. €), der Umsatzsteuer (-2.483,5 Mio. €), der veranlagten Einkommensteuer 

(-1.944,0 Mio. €), der Lohnsteuer (-1.227,3 Mio. €) sowie der Mineralölsteuer (-688,2 Mio. 

€) zu verzeichnen. Nur wenige Abgaben wiesen im Jahr 2020 merkbare Zuwächse gegen-

über dem Vorjahreserfolg auf wie die Tabaksteuer (+95,2 Mio. €), die Versicherungssteuer 

(+25,3 Mio. €) und die motorbezogene Versicherungssteuer (+78,7 Mio. €). 

Bei der Lohnsteuer (-1.227,3 Mio. €) spiegeln sich die Beschäftigungsentwicklung und die 

diskretionären Maßnahmen des Jahres 2020 wider. Wurden im Vorjahr bei der Einkom-

mensteuer (-1.944,0 Mio. €) und der Körperschaftsteuer (-3.050,7 Mio. €) Forschungsprä-

mien von rund 758,1 Mio. € ausbezahlt, so betrugen die Prämiensummen im Jahr 2020 

1.048,5 Mio. €. Der Zuwachs beruht vor allem auf den Veranlagungsjahren vor 2017. Der in 

den Einkommensteuern enthaltene direkt abgeführte Teil der „Immobilienertragsteuer“ 

sank im Jahr 2020 um 14,6 Mio. € auf 794,1 Mio. €. Bei den Kapitalertragsteuern (-410,0 

Mio. €) deutet die weiter bestehende Dynamik bei der Kapitalertragsteuer auf Dividenden 

auf eine Aufholbewegung hin.  

Bei den Ab-Überweisungen sind die Zahlungen für Ertragsanteile an Länder und Gemein-

den von Jänner bis Dezember gegenüber dem Vorjahreszeitraum infolge der im Bemes-

sungszeitraum gesunkenen Bruttoeinnahmen aufgrund der COVID-19 Krise an Gemeinden 

(-971,5 Mio. €) und an Länder (-1.715,4 Mio. €) niedriger. Die höheren Auszahlungen für 

den EU-Beitrag (+328,5 Mio. €) von Jänner bis Dezember 2020 gegenüber dem Vergleichs-
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zeitraum des Vorjahres resultieren, neben einem von Haus aus höher dotiertem EU-Haus-

halt 2020, vorwiegend aus den zur Bekämpfung der COVID-19 Krise verabschiedeten zahl-

reichen Berichtigungshaushalten. Mit diesen Berichtigungshaushalten wurden unter ande-

rem Maßnahmen wie der gemeinschaftliche Impfstoffankauf, aber auch der erhöhte Mit-

telbedarf, der durch die Vereinfachung der Förderregeln und die einmalige Aussetzung von 

Rückzahlungspflichten zustande gekommen war, finanziert. 

Insgesamt betragen die Einzahlungen aus öffentlichen Nettoabgaben von Jänner bis De-

zember rd. 48,3 Mrd. € und sind somit um rd. -6,7 Mrd. € (-12,2 %) geringer als im Vorjah-

reszeitraum. 

• UG 20 Arbeit (-70,1 Mio. €) hauptsächlich aufgrund geringerer Arbeitslosenversicherungs-

beiträge (-62,4 Mio. €) sowie des Auslaufens der Auflösungsabgabe mit Ende 2019 (-64,0 

Mio. €), denen eine höhere Überweisung aus der Arbeitsmarktrücklage (+57,0 Mio. €) und 

Einzahlungen aus Überweisungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 

(+15,0 Mio. €) gegenüberstehen. 

• UG 43 Klima, Umwelt und Energie (-421,1 Mio. €) hauptsächlich infolge der BMG-Novelle 

2020 aufgrund der Übertragung der Einzahlungen aus dem Flächen-, Feld-, Speicher- und 

Förderzins (-82,0 Mio. €) und der zweckgebundenen Einzahlungen der Siedlungswasser-

wirtschaft (-337,7 Mio. €) in die UG 42. 

2.2 Wesentliche Mehreinzahlungen  

• UG 10 Bundeskanzleramt (+50,9 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überweisungen aus 

dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+44,4 Mio. €) für Informationstätig-

keit und Presseförderung. 

• UG 14 Militärische Angelegenheiten (+144,8 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überwei-

sungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 für COVID-19 Maßnahmen 

wie Beschaffung von Massentests, Anschaffungen für das COVID-19 Lager und Assistenz-

einsätze. 

• UG 17 Öffentlicher Dienst und Sport (+701,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überwei-

sungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+701,8 Mio. €) für den 

NPO-Hilfsfonds, für den Sportligen Fonds und die COVID-19 Förderung an die Bundessport-

GmbH. 

• UG 21 Soziales und Konsumentenschutz (+174,9 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Über-

weisungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+113,6 Mio. €) für Maß-

nahmen im Pflegebereich (+100,0 Mio. €) und Zuwendungen aus dem Familienhärteaus-

gleich (+13,0 Mio. €). Die weiteren Mehreinzahlungen ergeben sich aufgrund einer höheren 
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Überweisung aus dem Pflegefonds zur Abwicklung des Zweckzuschusses für den Pflegere-

gress (+44,5 Mio. €) und der höheren Dotierung des Pflegefonds gemäß Pflegefondsgesetz 

(+17,0 Mio. €). 

• UG 24 Gesundheit (+608,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überweisungen aus dem 

COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+609,9 Mio. €) für Maßnahmen gemäß Epi-

demie Gesetz, Zweckzuschussgesetz sowie für die Beschaffung des COVID-19 Impfstoffes. 

• UG 25 Familie und Jugend (+427,2 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überweisungen aus 

dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+703,6 Mio. €) für die Auszahlung von 

Unterstützungsleistungen, denen Mindereinzahlungen an Dienstgeberbeiträgen (-158,8 

Mio. €) und an Einkommen- und Körperschaftsteuer (-112,8 Mio. €) für den FLAF infolge 

der derzeitigen Wirtschaftsentwicklung und Beitragsstundungen gegenüberstehen. 

• UG 30 Bildung (+165,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überweisungen aus dem COVID-

19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+40,6 Mio. €) zum Ankauf von Desinfektionsmittel 

und Schutzmasken, Übernahme von Stornokosten nach Absage von Schulveranstaltungen 

sowie Anschaffungen für Distance Learning. Weiters gibt es Mehreinzahlungen aufgrund 

von Rückzahlungen der Länder im Zusammenhang mit dem Bildungsinvestitionsgesetz 

(+133,1 Mio. €). Dem stehen Mindereinzahlungen bei der zweckgebundenen Gebarung aus 

der Nichtvermietung von Räumlichkeiten (-6,9 Mio. €) gegenüber. 

• UG 32 Kunst und Kultur (+132,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überweisungen aus 

dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+134,5 Mio. €) zur Abfederung von be-

sonderen Not- und Härtefällen von Künstlerinnen und Künstlern und für die Bundesmuseen 

und Bundestheater zur Abfederung von Einnahmenausfällen. 

• UG 34 Innovation und Technologie (Forschung) (+95,2 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von 

Überweisungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+95,2 Mio. €) ins-

besondere für die FFG (+62,0 Mio. €), die Europäische Weltraumorganisation - ESA (+6,0 

Mio. €), für alternative Fertigungsstrategien bei medizinischen Hilfsgütern (+7,8 Mio. €), für 

klinische Studien (+5,0 Mio. €) und für die Errichtung eines aws COVID-19 Startup Hilfsfonds 

(+12,2 Mio. €). 

• UG 40 Wirtschaft (+1.539,3 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überweisungen aus dem 

COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+1.526,7 Mio. €) für den Härtefallfonds 

(+1.000,0 Mio. €), für die Beschaffung von Schutzausrüstung und medizinischen Produkten 

(+164,7 Mio. €), für den Lehrlings- und Kleinunternehmerbonus 2020 (+57,2 Mio. €), für 

den aws COVID-19 Startup-Hilfsfonds (+12,2 Mio. €), für den Comeback Zuschuss für Film- 

und TV-Produktion (+25,0 Mio. €) und für die Investitionsprämie (+25,0 Mio. €). Weiters 

gibt es Mehreinzahlungen von der aws für die Aufstockung des COVID-19 Startup-Hilfsfonds 

(+17,0 Mio. €). 

• UG 41 Mobilität (+215,4 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überweisungen aus dem CO-

VID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+259,0 Mio. €) für den Klima- und Energie-
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fonds (+32,0 Mio. €), für den Bereich Schiene im Zusammenhang mit Verkehrsdienstever-

trägen und Verkehrsdienstleistungen (+157,0 Mio. €) und für den Eigenkapitalzuschuss der 

Rail Cargo Austria (+61,0 Mio. €). Weitere Mehreinzahlungen gibt es aufgrund der erstmalig 

fließenden zweckgebundenen Nutzungsentgelte gemäß § 8b Asfinag-Gesetz (+61,0 Mio. €) 

und aufgrund von Mittelrückführungen und Abrechnungsreste aus der ÖBB-Infrastruktur 

AG iZm. den ÖBB Zuschussverträgen (+150,0 Mio. €). Im Bereich der Angelegenheiten der 

Fernmeldebehörden und der Funküberwachung gibt es Mindereinzahlungen (-217,5 Mio. 

€) aufgrund der Verschiebung infolge der BMG-Novelle 2020, im Bereich der Straßen (-9,8 

Mio. €) hauptsächlich bei den Geldstrafen sowie bei den Katastrophenfondsmitteln im Be-

reich Wasserstraßen (-24,3 Mio. €).    

• UG 42 Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (+853,0 Mio. €) hauptsächlich aufgrund 

von Überweisungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 (+296,2 Mio. 

€) für Maßnahmen im Tourismus und für den Härtefallfonds. Weitere Mehreinzahlungen 

ergeben sich infolge der BMG-Novelle 2020 aus der Übertragung von Angelegenheiten der 

Fernmeldebehörden und der Funküberwachung (+180,8 Mio. €), des Bergwesens (+56,6 

Mio. €) und der Siedlungswasserwirtschaft (+323,7 Mio. €). 

• UG 44 Finanzausgleich (+423,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Überweisungen aus 

dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 45 für die Bedeckung der Auszahlungen 

gemäß Kommunalinvestitionsgesetz 2020 (+500,0 Mio. €), denen Mindereinzahlungen 

beim Katastrophenfonds und bei der Krankenanstaltenfinanzierung infolge der im Bemes-

sungszeitraum gesunkenen Steuereinnahmen (-76,5 Mio. €) gegenüberstehen. 

• UG 45 Bundesvermögen (+217,9 Mio. €) hauptsächlich im Bereich der Kapitalbeteiligungen 

(+222,3 Mio. €) insbesondere aufgrund der ÖBAG Dividende (+156,8 Mio. €) und der Ge-

winnabfuhr der OeNB (+64,9 Mio. €) sowie bei den Bundesdarlehen (+21,7 Mio. €) aus der 

Tilgung des Griechenland Darlehens. Mindereinzahlungen gibt es hingegen im Bereich des 

Unbeweglichen Bundesvermögens (-24,5 Mio. €) wegen geringerer Veräußerungen von Lie-

genschaften und beim Fruchtgenuss der Österreichischen Bundesforste AG und der Schön-

brunn AG sowie bei den erblosen Nachlässen (-8,2 Mio. €).  

• UG 46 Finanzmarktstabilität (+70,7 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der im Jänner und Juli 

2020 eingegangenen Dividendenzahlungen der ABBAG (für 2018: +1.292,3 Mio. €, für 2019: 

+10,3 Mio. €), der die im Jänner 2019 erfolgte HETA-Rückzahlung aus Bayern gegenüber-

steht (-1.230,0 Mio. €).  

2.3 Wesentliche Mehrauszahlungen 

• UG 10 Bundeskanzleramt (+110,4 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der COVID-19 Infokam-

pagne des Bundes (+25,6 Mio. €) und für die einmalige COVID-19 bedingte Ausweitung der 
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Presseförderung für das Jahr 2020 (+18,6 Mio. €) sowie für den Bereich Integration (+67,3 

Mio. €), der infolge der BMG-Novelle 2020 in die UG 10 verschoben wurde. 

• UG 13 Justiz (+115,3 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von höheren Zahlungen für Baumaß-

nahmen bei Gerichten und Justizanstalten (+34,8 Mio. €), für höhere Personalzahlungen 

(+13,7 Mio. €) und beim betrieblichen Sachaufwand (+57,6 Mio. €) für die Umsetzung von 

IT-Projekten, für die Unterbringung und die medizinische Versorgung der Insassinnen und 

Insassen sowie für COVID-19 Maßnahmen (+8,8 Mio. €) insbesondere für Schutzmasken, 

Desinfektionsmittel, Einweghandschuhe und Testgeräte. Höhere Transferzahlungen (+9,2 

Mio. €) entstehen primär aus der Vergütung an den Rechtsanwaltskammertag.  

• UG 14 Militärische Angelegenheiten (+360,7 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von höheren 

Zahlungen für COVID-19 Maßnahmen (+134,7 Mio. €) insbesondere für Beschaffung von 

Massentests, Anschaffungen für das COVID-19 Lager und Assistenzeinsätze, sowie aufgrund 

höherer Investitionen (+218,8 Mio. €) insbesondere für Kraftfahrzeuge und gepanzerte 

Fahrzeuge und für den Personalaufwand (+18,2 Mio. €). 

• UG 17 Öffentlicher Dienst und Sport (+364,6 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Auszah-

lungen für COVID-19 Maßnahmen (+358,8 Mio. €) insbesondere für den NPO-Hilfsfonds 

(+322,0 Mio. €), den Sportligen Fonds (+35,0 Mio. €) sowie die Bundessport-GmbH (+1,8 

Mio. €). 

• UG 20 Arbeit (+7.561,8 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der höheren Inanspruchnahme von 

Kurzarbeit (+5.487,0 Mio. €), Arbeitslosengeld (+655,7 Mio. €), Notstandshilfe (+410,8 Mio. 

€), höherer Pensionsversicherungsbeiträge (+469,7 Mio. €) und Krankenversicherungsbei-

träge (+68,7 Mio. €) sowie der Einmalzahlung gemäß § 66 Arbeitslosenversicherungsgesetz 

von 450 € (+365,3 Mio. €) infolge des raschen Anstiegs der Arbeitslosigkeit und der intensi-

ven Inanspruchnahme der Unternehmen von Kurzarbeitsunterstützung nach Einführung 

der gesundheitspolitischen Maßnahmen zur Bekämpfung der COVID-19 Pandemie. Über-

dies kommt es zu Mehrauszahlungen durch die im § 15 Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungs-

gesetz festgelegte Überweisung in die Arbeitsmarktrücklage (+67,1 Mio. €) sowie aufgrund 

des höheren Verwaltungskostenersatzes an das AMS gem. § 41 (2) Arbeitsmarktservicege-

setz (+67,4 Mio. €), durch die erhöhte Inanspruchnahme von Weiterbildungsgeld (+31,0 

Mio. €) sowie infolge der Vergütungen für die Gewährung einer Sonderbetreuungszeit 

durch den Arbeitgeber (+8,6 Mio. €). Dem stehen Minderauszahlungen an die Arbeits-

marktrücklage durch das Auslaufen der Auflösungsabgabe mit Ende 2019 (-25,4 Mio. €) und 

an den Insolvenzentgeltfonds gem. § 14 Arbeitsmarktpolitik-Finanzierungsgesetz (-32,9 

Mio. €) gegenüber. 

• UG 21 Soziales und Konsumentenschutz (+304,8 Mio. €) hauptsächlich im Bereich Pflege 

aufgrund eines Mehrbedarfs beim Pflegegeld aufgrund der demografischen Entwicklung 

sowie der Valorisierung (+156,1 Mio. €), einer höheren Überweisung für den Pflegeregress 

(+44,5 Mio. €), einer höheren Dotierung des Pflegefonds gemäß Pflegefondsgesetz (+17,0 
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Mio. €) sowie für die COVID-19 Maßnahmen des Zweckzuschusses an die Bundesländer ge-

mäß § 2 (2b) des Pflegefondsgesetzes (+100,0 Mio. €) und die Gewährung von Zuwendun-

gen aus dem Familienhärteausgleich (+13,0 Mio. €).  Demgegenüber stehen Minderauszah-

lungen im Bereich der 24-h-Betreuung (-9,8 Mio. €) und bei der Kriegsopferversorgung (-

7,3 Mio. €). 

• UG 22 Pensionsversicherung (+681,7 Mio. €) hauptsächlich aufgrund höherer Vorschüsse 

an die PV-Träger infolge geringerer Beitragseinahmen der SV-Träger wegen COVID-19 

(+1.009,7 Mio. €), denen Minderauszahlungen aus höheren Abrechnungsresten gegenüber 

dem Vorjahr (-328,0 Mio. €) gegenüberstehen. 

• UG 23 Pensionen – Beamtinnen und Beamte (+398,3 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der 

Entwicklungen der Aktiv- und Pensionsstände in Verbindung mit der gestaffelten Pensions-

anpassung 2020 bei den Ruhe- und Versorgungsbezügen der Beamtinnen und Beamten der 

Hoheitsverwaltung inkl. Ausgegliederte Institutionen (+169,6 Mio. €), der Postunterneh-

men (+20,8 Mio. €), der Österreichischen Bundesbahnen (+30,1 Mio. €) und der Landesleh-

rerinnen und Landeslehrer (+173,7 Mio. €). 

• UG 24 Gesundheit (+672,7 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Auszahlungen für Maßnah-

men im Umgang mit der COVID-19-Pandemie (+609,9 Mio. €) insbesondere aufgrund von 

Zahlungen gem. Epidemie- und Zweckzuschussgesetz, Ankauf von Impfstoffen sowie in-

folge der Zahlung an die Österreichische Gesundheitskasse gem. § 80a Abs. 9 ASVG. Über-

dies kam es zu Mehrauszahlungen aufgrund der im Rahmen des Steuerreformgesetzes 

2020 eingeführten Partnerleistung zur Krankenversicherung der Selbständigen (+100,0 

Mio. €). Minderauszahlungen ergaben sich durch geringere Zweckzuschüsse des Bundes im 

Bereich der Krankenanstaltenfinanzierung aufgrund eines geringeren Abgabenaufkom-

mens infolge der COVID-19-Pandemie (-33,5 Mio. €). 

• UG 25 Familie und Jugend (+947,9 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Auszahlungen aus 

COVID-19 Krisenbewältigungsfondsmittel (+688,5 Mio. €) für den Kinderbonus (+665,3 Mio. 

€) und den Familienkrisenfonds (+16,6 Mio. €). Weiteres kam es zu höheren Zahlungen für 

den Familienhärteausgleich (+100,0 Mio. €), die Familienbeihilfe (+59,7 Mio. €) und für 

Überweisungen an Sozialversicherungsträger (+159,0 Mio. €), letztere vor allem aufgrund 

von Nachzahlungen für das Jahr 2019 und höheren Akontierungen für das Jahr 2020. Hö-

here Zahlungen in der Zentralleitung (+30,4 Mio. €) erfolgten vorwiegend für das Personal 

und für Transfers infolge der BMG-Novelle 2020 sowie für die Abwicklung der COVID-19 

bedingten Maßnahmen. Minderauszahlungen gibt es beim Zweckzuschuss an die Länder 

aus der Vereinbarung über die Elementarpädagogik, da dieser seit 2020 in der UG 30 ver-

rechnet wird (-70,0 Mio. €). 

• UG 30 Bildung (+360,4 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Mehrauszahlungen bei den 

Transfers gem. FAG für die Landeslehrerinnen und -lehrer insbesondere für Gehaltserhö-

hung, Schülermehr, neues Dienst- und Besoldungsrecht und aus der Gesetzesänderung im 
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Zusammenhang mit Vorrückungsstichtagen (+95,0 Mio. €) sowie aufgrund der Art. 15a Ver-

einbarung über die Elementarpädagogik für die Kindergartenjahre 2018/19 bis 2021/22 

(+90,2 Mio. €). Weiters kam es zu Mehrauszahlungen im Zusammenhang mit dem Bildungs-

investitionsgesetz (+166,2 Mio. €). COVID-19 Krisenbewältigungsfondsmittel (+31,5 Mio. €) 

wurden für Schutzmasken, Desinfektionsmittel, Antigentests, Übernahme von Stornokos-

ten aufgrund der Absage von Schulveranstaltungen sowie für Begleitmaßnahmen für das 

Distance Learning ausgezahlt. Dem stehen Minderauszahlungen bei den Investitionsmieten 

(-10,3 Mio. €) und den Unterrichtspraktikantinnen und -praktikanten aufgrund der COVID-

19 Pandemie (-11,5 Mio. €) gegenüber. 

• UG 31 Wissenschaft und Forschung (+247,6 Mio. €) hauptsächlich bei den Universitäten 

(+211,2 Mio. €) für die jährlich ansteigende Erhöhung des Gesamtbetrages der Universitä-

ten für die Leistungsvereinbarungsperiode 2019 bis 2021 (+197,6 Mio. €) und aufgrund hö-

herer Zahlungen im Bereich der Klinikbauten – klinischer Mehraufwand, insbesondere am 

AKH Wien (+16,2 Mio. €). Für den Bereich Forschungsinstitutionen fielen Mehrauszahlun-

gen (+38,2 Mio. €) an, vor allem für das Institute of Science and Technology Austria – ISTA 

(+18,8 Mio. €) aufgrund des laufenden Ausbaus des Instituts, für den Fonds zur Förderung 

der wissenschaftlichen Forschung - FWF (+8,3 Mio. €) aufgrund der Erhöhung des Förder-

budgets sowie für den ÖAW Campus Bau (+11,3 Mio. €). Ebenso gibt es Mehrauszahlungen 

für den weiteren Ausbau von Fachhochschul-Studienplätzen (+6,6 Mio. €). Wesentliche 

Minderauszahlungen fielen für Stipendien für Bewerber aus dem Ausland an (-5,6 Mio. €). 

• UG 32 Kunst und Kultur (+142,6 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von COVID-19 Maßnahmen 

zur Unterstützung von selbständigen Künstlerinnen und Künstlern (+90,0 Mio. €), für den 

Künstler-Sozialversicherungsfonds zur Abfederung von besonderen Not- und Härtefällen 

(+10,0 Mio. €) sowie für Bundesmuseen (+23,1 Mio. €) und Bundestheater (+10,4 Mio. €) 

zur Abfederung von Einnahmenausfällen und im Bereich Kunst- und Kulturförderung (+9,8 

Mio. €). 

• UG 34 Innovation und Technologie (Forschung) (+79,0 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von 

Auszahlungen aus COVID-19 Krisenbewältigungsfondsmittel (+93,0 Mio. €) für die FFG 

(+62,0 Mio. €) und die Europäische Weltraumorganisation - ESA (+6,0 Mio. €) für konjunk-

tur- und klimarelevante Forschungs- und Innovationsprogramme im Rahmen des Konjunk-

turpakets „Klimafreundliche Technologien für die Zukunft“, für Förderungen von klinischen 

Studien über COVID-19-Therapien (+5,0 Mio. €) und für Förderungen von Forschung im Be-

reich von Produktions- und Fertigungsstrategien für medizinische Hilfsgüter (+7,8 Mio. €) 

im Rahmen des FFG Corona Emergency Calls sowie für Zahlungen für den aws COVID-19 

Startup-Hilfsfonds (+12,2 Mio. €). Dem stehen Minderauszahlungen im Bereich der Inter-

nationalen Kooperationen für ESA Wahlprogramme gegenüber (-18,4 Mio. €). 

• UG 40 Wirtschaft (+1.301,3 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Auszahlungen von COVID-

19 Krisenbewältigungsfondsmittel (+1.292,0 Mio. €) insbesondere an die WKÖ zur Umset-

zung des COVID-19 Härtefallfondsgesetzes (+1.000,0 Mio. €), weiters für die Beschaffung 
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von Schutzausrüstung und medizinischen Produkten (+164,7 Mio. €), für den Lehrlings- und 

Kleinunternehmerbonus 2020 (+57,1 Mio. €) und für Zahlungen an die aws, hauptsächlich 

für den COVID-19 Startup-Hilfsfonds (+12,2 Mio. €), für Zuschussmittel zur Investitionsprä-

mie (+25,0 Mio. €) und für den Comeback Zuschuss für Film- und TV-Produktion (+25,0 Mio. 

€). Weiters gibt es Mehrauszahlungen für den Beschäftigungsbonus (+23,9 Mio. €) und für 

den Startup-Hilfsfonds der aws (+16,7 Mio. €), denen Minderauszahlungen für die Investi-

tionszuwachsprämie für große Unternehmen (-25,1 Mio. €) und für KMU (-12,9 Mio. €) ge-

genüberstehen.  

• UG 41 Mobilität (+199,1 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Auszahlungen von COVID-19 

Krisenbewältigungsfondsmittel (+255,0 Mio. €) insbesondere für den Klima- und Energie-

fonds (+32,0 Mio. €), an die SCHIG (+157,0 Mio. €) für die Bestellung von gemeinwirtschaft-

lichen Verkehrsdienstleistungen und für den Verkehrsdienstevertrag mit der ÖBB sowie 

Zahlungen für einen Eigenkapitalzuschuss an die Rail Cargo Austria AG (+61,0 Mio. €). Wei-

tere Mehrauszahlungen gibt es in den Bereichen Zentralstelle (+17,1 Mio.€), Klima- und 

Energiefonds (+24,8 Mio. €), Verkehrsverbünde (+11,4 Mio. €), Schienengüterverkehr 

(+20,9 Mio. €), ÖBB Zuschuss gemäß § 42 BBG (+33,3 Mio. €) sowie beim mittelfristigen 

Investitionsprogramm für Privatbahnen (+6,3 Mio. €). Minderauszahlungen gibt es im Be-

reich Telekommunikation und Fernmeldebehörden (-167,0 Mio. €) aus der Verschiebung 

infolge der BMG Novelle 2020 in die UG 42 und bei Hochwasserschutzprojekten (-15,0 Mio. 

€). 

• UG 42 Landwirtschaft, Regionen und Tourismus (+465,9 Mio. €) hauptsächlich aufgrund 

der Übertragung der Angelegenheiten der Siedlungswasserwirtschaft (+323,6 Mio. €) in-

folge der BMG-Novelle 2020 sowie im Bereich des Tourismus (+118,5 Mio. €), insbesondere 

für die Österreich Werbung zur Stärkung der Wettbewerbsfähigkeit des Tourismusstand-

orts Österreich sowie für COVID-19 Tests in Tourismusbetrieben und Auszahlungen aus 

dem Härtefallfonds. 

• UG 44 Finanzausgleich (+155,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der Mehrauszahlungen im 

Rahmen des Kommunalinvestitionsgesetzes 2020 (+260,7 Mio. €) denen Minderauszahlun-

gen aufgrund des Wegfalls des 2019 letztmalig bezahlten Zweckzuschusses an die Länder 

zur Finanzierung der Förderung des Wohnbaues (-50,0 Mio. €) und bei Zuschüssen für die 

Sprachförderung an die Länder (-20,0 Mio. €), die jetzt in der UG 30 verrechnet werden, 

gegenüberstehen. Beim Katastrophenfonds gibt es ebenfalls Minderauszahlungen auf-

grund geringerer Anforderungen der Gebietskörperschaften für vorbeugende Maßnahmen 

und für die Beseitigung von Schäden (-18,9 Mio. €). 

• UG 45 Bundesvermögen (+9.513,2 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Mehrauszahlungen 

beim COVID-19-Krisenbewältigungsfonds (+5.280,1 Mio. €). Im Rahmen des 1. und 3. CO-

VID-19 Gesetzespakets wurde die Rechtsgrundlage für die Einrichtung eines Verwaltungs-

fonds beim BMF und dessen Dotierung bis zu einem Betrag von 28,0 Mrd. € geschaffen, um 

die Finanzierung der erforderlichen Maßnahmen im Zusammenhang mit der Bewältigung 
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der Krisensituation sicherzustellen. Weitere Mehrauszahlungen gibt es im Detailbudget Ka-

pitalbeteiligungen für die COVID-19 Finanzierungsagentur (COFAG) (+4.241,5 Mio. €), ins-

besondere für den Fixkostenzuschuss, Liquiditätszuschuss und Umsatzkostenersatz, wei-

ters im Bereich des Ausfuhrfinanzierungsförderungsgesetzes (AFFG) für Kursrisikogarantien 

(+26,5 Mio. €) und bei den besonderen Zahlungsverpflichtungen (+41,4 Mio. €) überwie-

gend durch höhere Kostenersatzzahlungen an die IAKW AG, Kapitaltransfers an Drittländer 

– Internationale Finanzinstitutionen und SMP-Zuschüsse an Griechenland. Minderauszah-

lungen gibt es im Bereich des Ausfuhrförderungsgesetzes (-16,0 Mio. €) hauptsächlich we-

gen geringerer Rückersätze von Haftungsentgelten sowie im Bereich der Kapitalbeteiligun-

gen, bei denen Beteiligungen an internationalen Finanzinstitutionen nicht vollzogen wur-

den (-63,8 Mio. €). 

2.4 Wesentliche Minderauszahlungen 

• UG 18 Fremdenwesen (-265,6 Mio. €) hauptsächlich aufgrund geringerer Zahlungen an die 

Länder im Rahmen der Grundversorgung (-289,1 Mio. €) wegen Nachzahlungen an die Län-

der im November 2019 und des Rückganges der laufend zu betreuenden Personen, die 

durch höhere Zahlungen an die Bundesagentur für Betreuungs- und Unterstützungsleistun-

gen (+11,6 Mio. €), für Bundesbetreuungsleistungen (+3,1 Mio. €) sowie an COVID-19-Kri-

senbewältigungsfondsmittel für Hygieneschutzmaßnahmen (+7,2 Mio. €) teilweise kom-

pensiert werden. 

• UG 43 Klima, Umwelt und Energie (-327,3 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der infolge der 

BMG-Novelle 2020 erfolgten Übertragung von Angelegenheiten der Siedlungswasserwirt-

schaft und des Bergwesens in die UG 42 (-360,1 Mio. €), denen Mehrauszahlungen im Be-

reich Klima, Energie- und Umweltpolitik (+32,7 Mio. €) vorwiegend für thermische Sanie-

rung gegenüberstehen. 

• UG 58 Finanzierungen, Währungstauschverträge (-1.029,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund 

von Netto-Minderauszahlungen im Bereich der Zinsen (-491,5 Mio. €) und beim sonstigen 

Aufwand (-538,1 Mio. €) vorwiegend wegen geringerer Refinanzierungskosten für Neuauf-

nahmen von Schulden. Refinanzierungen weisen geringere Renditen auf als auslaufende 

Altschulden und neue zusätzliche Finanzschulden weisen teilweise negative Renditen auf. 

Aufgrund der derzeitigen Sondersituation (COVID-19-Krise) wurde für einen erhöhten Li-

quiditätsbedarf mit zusätzlichen Finanzierungen vorgesorgt. Das überwiegend negative Zin-

sumfeld führte zu höheren Emissionsagien und zu einer Senkung der Zinsbelastung.  
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2.5 Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit 

Im Geldfluss aus der Finanzierungstätigkeit gibt es in der UG 58 Finanzierungen, Währungs-

tauschverträge höhere Einzahlungen (+96.343,9 Mio. €) gegenüber dem Vergleichszeitraum 

des Vorjahres, da aufgrund der derzeitigen Sondersituation infolge der COVID-19 Krise für einen 

erhöhten Liquiditätsbedarf mit zusätzlichen Finanzierungen vorgesorgt wird. Die Mehreinzah-

lungen ergeben sich hauptsächlich aus vergleichsweise verstärkten Aufnahmen von kurzfristi-

gen Verpflichtungen von Jänner bis September 2020 im Rahmen der Kassenverwaltung des Bun-

des und den Neubegebungen der 0,0% Bundesanleihe 2020-2030 im Februar 2020, der 0,0% 

Bundesanleihe 2020-2023 und 0,75% Bundesanleihe 2020-2051 im April 2020, der 0,85% Bun-

desanleihe 2020-2120 im Juni 2020, vergleichsweise verstärkten Aufnahmen von Austrian Trea-

sury Bills vom Juli bis Dezember 2020 sowie der Neubegebung der 0,0% Bundesanleihe 2020-

2040 im Oktober 2020, dem die Neubegebung der 0,50% Bundesanleihe 2019-2029/1 im Feb-

ruar 2019 gegenübersteht. 

Des Weiteren gibt es höhere Auszahlungen (+72.377,4 Mio. €) gegenüber dem Vorjahreszeit-

raum, die sich hauptsächlich aus Tilgungen von Austrian Treasury Bills und der Tilgung der 

0,00%-EUR Anleihe 2017-2020 im Jänner 2020, der Tilgung der 0,00%-EUR Anleihe 2017-2020/2 

im Mai 2020, der Tilgung der 3,9%-Bundesanleihe 2005-2020/1 im Juli 2020 sowie aus Tilgungen 

kurzfristiger Verpflichtungen im Rahmen der Kassenverwaltung des Bundes im Jänner, Februar, 

April und Juni bis September 2020 ergeben, und denen Tilgungen von Austrian Treasury Bills im 

Februar 2019, die Tilgung der 4,35%-Bundesanleihe 2008-2019 im März 2019, die Tilgung der 

1,95%-Bundesanleihe 2012-2019 im Juni 2019 und die Tilgung der 0,25% Bundesanleihe 2014-

2019 im Oktober 2019 gegenüberstehen. 
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3 Finanzierungsrechnung nach 
ökonomischer Darstellung 

Wesentliche Unterschiede von Jänner bis Dezember 2020 und dem Vergleichszeitraum 2019 

gibt es in ökonomischer Darstellung (Tabellen 21 und 22) bei den  

• Auszahlungen für Personalaufwand (+154,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund höherer Be-

zugszahlungen (+133,8 Mio. €) infolge des neuen Gehaltsabschlusses für den öffentlichen 

Dienst. 

• Auszahlungen aus betrieblichem Sachaufwand (+672,9 Mio. €) hauptsächlich aufgrund hö-

herer Zahlungen für Werkleistungen (+278,4 Mio. €), vor allem aufgrund der in den Unter-

gliederungen UG 13, UG 24 und UG 41 erfolgten Zahlungen hauptsächlich für COVID-19 

Maßnahmen und für den Sonstigen betrieblichen Aufwand (+352,5 Mio. €), vor allem auf-

grund der in den Untergliederungen UG 14, UG 40 und UG 42 erfolgten COVID-19 bedingten 

Zahlungen.  

• Auszahlungen aus Finanzaufwand (-990,3 Mio. €) aufgrund der in der UG 58 angefallenen 

Netto-Minderauszahlungen aus Zinsen sowie beim sonstigen Aufwand aus dem höheren 

Saldo von Emissionsagien und -disagien. 

• Auszahlungen aus Transfers an öffentliche Körperschaften und Rechtsträger (+4.016,3 

Mio. €) hauptsächlich aufgrund der in den Untergliederungen UG 20 angeführten Mehraus-

zahlungen für Pensions- und Krankenversicherungsbeiträge, in der UG 21 für Pflege, in der 

UG 22 wegen höherer Vorschüsse an die PV-Träger, in der UG 23 für Pensionen der Landes-

lehrerinnen und –lehrer, in der UG 24 für Zahlungen gemäß Zweckzuschussgesetz und an 

die Österreichische Gesundheitskasse, in der UG 30 für Landeslehrerinnen und -lehrer, Ele-

mentarpädagogik sowie aufgrund des Bildungsinvestitionsgesetzes, in der UG 31 für Uni-

versitäten, in der UG 40 für den WKÖ-Härtefallfonds und in der UG 44 für Zahlungen gemäß 

Kommunalinvestitionsgesetz 2020. 

• Auszahlungen aus Transfers an Unternehmen (+10.501,1 Mio. €) hauptsächlich aufgrund 

der in den Untergliederungen UG 17 angeführten Zahlungen an die aws für den NPO-Hilfs-

fonds, in der UG 20 für Kurzarbeit und in der UG 45 für die COVID-19 Finanzierungsagentur 

(COFAG).  

• Auszahlungen aus Transfers an private Haushalte (+2.617,8 Mio. €) hauptsächlich auf-

grund der in den Untergliederungen UG 20 angefallenen Mehrauszahlungen für Arbeitslo-

sengeld und Notstandshilfe, in der UG 23 für Ruhe- und Versorgungsbezüge der Beamtin-

nen und Beamten der Hoheitsverwaltung, in der UG 25 für Kinderbonus, Familienbeihilfen, 
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Unterstützungsleistungen im Rahmen des Familienhärteausgleichs und des Familienkrisen-

fonds und in der UG 42 für Investitionsförderungen der Siedlungswasserwirtschaft, die auf-

grund der Verschiebung infolge der BMG-Novelle 2020 in der UG 43 zu Minderauszahlun-

gen führen. 

• Auszahlungen aus sonstigen Transfers (+5.273,5 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der in der 

UG 45 angeführten Zahlungen beim COVID-19-Krisenbewältigungsfonds für verschiedene 

Untergliederungen. 

• Auszahlungen aus der Investitionstätigkeit (+227,7 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der in 

der UG 13 angeführten Baumaßnahmen bei Gerichten und Justizanstalten sowie der in der 

UG 14 Militärische Angelegenheiten erfolgten Anschaffungen von militärischen Fahrzeu-

gen. 

 

• Einzahlungen aus Abgaben (brutto) (-9.085,8 Mio. €), deren Details den Begründungen zur 

UG 16 zu entnehmen sind. 

• Zahlungen aus Ab-Überweisungen (+2.359,3 Mio. €), deren Details den Begründungen zur 

UG 16 zu entnehmen sind. 

• Einzahlungen aus Abgaben (netto) (-6.726,5 Mio. €), deren Details den Begründungen zur 

UG 16 zu entnehmen sind. 

• Einzahlungen aus abgabenähnlichen Erträgen (-396,8 Mio. €) hauptsächlich aufgrund ge-

ringerer Einzahlungen aus Beiträgen zur Arbeitslosenversicherung (-126,4 Mio. €) und aus 

Beiträgen zum Familienlastenausgleichsfonds (-273,1 Mio. €). 

• Einzahlungen aus wirtschaftlicher Tätigkeit (-92,3 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von Vor-

jahreseinzahlungen in der UG 41 aus der Versteigerung von Funkfrequenzen. 

• Einzahlungen aus Transfers (+5.306,4 Mio. €) hauptsächlich aufgrund von höheren Einzah-

lungen aus Transfers von öffentlichen Körperschaften und Rechtsträgern (+68,6 Mio. €) ins-

besondere der in der UG 20 erfolgten höheren Überweisung aus der Arbeitsmarktrücklage 

sowie der höheren Einzahlungen der Transfers innerhalb des Bundes (+5.278,4 Mio. €), die 

sich zum Großteil aus Überweisungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds der UG 

45 in verschiedene Untergliederungen ergeben.  

• Sonstigen Einzahlungen (-1.023,8 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der in der UG 46 im Jän-

ner des Vorjahres eingegangenen Rückzahlung aus Bayern. 

• Einzahlungen aus Finanzerträgen (+1.517,3 Mio. €) hauptsächlich aufgrund der in der UG 

46 eingegangenen Zahlung aus dem ABBAG Bilanzgewinn, sowie der in der UG 45 angeführ-

ten ÖBAG Dividenden und OeNB Gewinnabfuhr. 
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4 COVID-19 Berichterstattung 

Der Budgetvollzug 2020 stand ganz im Zeichen der massiven budgetären Auswirkungen der CO-

VID-19-Krise. Die Erleichterungen für Steuerzahlerinnen und Steuerzahler beliefen sich mit Jah-

resende auf 6,4 Mrd. €, wovon 3,9 Mrd. € auf genehmigte Herabsetzungsanträge für Einkom-

men- und Körperschaftsteuervorauszahlungen und 2,5 Mrd. € auf Zahlungserleichterungen zu-

rückzuführen sind. Für die Corona-Kurzarbeit, die wesentlich zur Abmilderung der Effekte der 

Krise auf den Arbeitsmarkt beigetragen hat, ging der Bund bis 31.12.2020 Verpflichtungen von 

über 9,9 Mrd. € ein; ausbezahlt waren per Jahresende rd. 5,5 Mrd. € durch das AMS. Die Aus-

zahlungen für COVID-19-Einzelmaßnahmen, welche mit Mitteln des COVID-19-Krisenbewälti-

gungsfonds bedeckt wurden, summierten sich bis Ende 2020 auf rd. 8,5 Mrd. €. Hiervon entfällt 

die Hälfte auf Mittel für Maßnahmen der COFAG, insbesondere den Lockdown-Umsatzersatz 

und den Fixkostenzuschuss I. Über 1,0 Mrd. € wurde für den Härtefallfonds an die abwickelnden 

Stellen WKÖ und AMA ausbezahlt. Weitere wichtige Maßnahmen waren der Kinderbonus, der 

NPO-Fonds, das KIG 2020, der Familienkrisenfonds und der Überbrückungsfonds für selbststän-

dige Künstlerinnen und Künstler. Die sonstigen Auszahlungen für Soforthilfen aus Mitteln des 

COVID-19-Krisenbewältigungsfonds (1,8 Mrd. €) umfassten ua. Kosten iZm. dem Epidemie- und 

Zweckzuschussgesetz, Kosten iZm. der Abhaltung der COVID-19-Massentests, Zahlungen als 

Kompensation des Einnahmenentfalls infolge des Rückgang der Fahrgastzahlen, ein Investiti-

onspaket in den Klimaschutz sowie zahlreiche Beschaffungen für Mittel zur Gesundheitsvor-

sorge. Darüber hinaus beliefen sich die bis zum Jahresende genehmigten COVID-19-Haftungen 

des Bundes auf 6,6 Mrd. €.  

In Summe wurden 2020 folglich knapp 31,8 Mrd. € an Maßnahmen zur Krisenbewältigung ge-

nehmigt, wovon 20,8 Mrd. € bereits zu Auszahlungen aus bzw. zu Mindereinzahlungen in den 

Bundeshaushalt führten. Darin enthalten sind auch die zwei Einmalzahlungen zur Unterstützung 

von Arbeitslosen, die aus regulären Budgetmitteln bedeckt wurden. Im Bundeshaushalt schla-

gen sich zudem diskretionäre steuerliche Maßnahmen (insb. Senkung der ersten Stufe der ESt. 

sowie die temporäre Senkung der USt.) sowie konjunkturbedingte Mehrauszahlungen und Min-

dereinzahlungen nieder. 
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Tabelle 2: Anträge zu den COVID-19 Hilfsmaßnahmen (Stand 31.12.2020, in Mio. €) 

 

Der Budgetvollzug 2020 stand ganz im Zeichen der massiven budgetären Auswirkungen der CO-

VID-19-Krise. Die sozialen und wirtschaftlichen Auswirkungen der COVID-19-Pandemie und der 

Maßnahmen zu ihrer Eindämmung erfordern eine antizyklische Budgetpolitik, um die Konjunk-

tur zu stabilisieren und die Folgen abzufedern. Die Bundesregierung brachte bereits am 14. 

März 2020 das erste COVID-19-Sammelgesetz in den Nationalrat ein. Mit Beschluss am darauf 

folgenden Tag wurde der COVID-19-Krisenbewältigungsfonds, ursprünglich mit einer Dotierung 
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von 4,0 Mrd. €, etabliert. Es folgten die Einrichtung des Härtefallfonds (2. COVID-19-Sammelge-

setz), die Erhöhung der maximalen Dotierung des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds auf 28,0 

Mrd. € und die Ausstattung der COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG) mit 

15,0 Mrd. € für kapital- und liquiditätsstützende Maßnahmen (Corona-Hilfsfonds, 3. COVID-19-

Sammelgesetz) sowie die Einrichtung des NPO-Unterstützungsfonds (20. COVID-19-Sammelge-

setz). Die zahlreichen Hilfsmaßnahmen der Bundesregierung umfassen ebenso weitreichende 

Steuererleichterungen, eine adaptierte Corona-Kurzarbeit, die Ausweitung und Neuauflage von 

Garantieprogrammen, den Fixkostenzuschuss für Unternehmen sowie ein Hilfspaket für Ge-

meinden. Flankiert werden diese Corona-Hilfsmaßnahmen von einem Konjunkturpaket mit den 

drei Säulen zusätzliche Rettungsmaßnahmen für besonders hart betroffene Branchen, Entlas-

tungen für Niedrigverdienerinnen und Niedrigverdiener sowie Familien und, drittens, Investiti-

onen in Zukunftsbereiche wie Klimaschutz und Digitalisierung. 

Mit dem zweiten Lockdown im November wurde der Lockdown-Umsatzersatz für besonders 

betroffene Branchen als zusätzliche Maßnahme ins Leben gerufen. 

Im Folgenden wird ein Überblick zum Endstand der COVID-19-Maßnahmen im Jahr 2020 gebo-

ten. 

4.1 Auswirkungen auf den Bundeshaushalt 

Steuererleichterungen 

Im Zeitraum 15.3.-31.12.2020 wurden insgesamt 277.228 Anträge auf Herabsetzung der Ein-

kommensteuervorauszahlung bzw. Körperschaftssteuervorauszahlung eingebracht. Davon 

wurden 272.686 Anträge mit einem Volumen von rd. 3,9 Mrd. € positiv erledigt. 

Im Zeitraum 15.3.-31.12.2020 wurden insgesamt 317.876 Anträge auf Zahlungserleichterung 

(Stundung, Raten) eingebracht. Davon wurden 314.268 Anträge positiv erledigt. Mit Stand 

31.12.2020 ist ein Betrag von knapp 2,5 Mrd. € ausgesetzt. Im Vergleich zum Höchststand Ende 

September ist ein deutlicher Rückgang feststellbar. 
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Tabelle 3: Anträge zu Steuererleichterungen iZm. COVID-19 (Stand 31.12.2020) 

 

Bei den im Auswertungsergebnis dargestellten Summen handelt es sich um all jene Abgaben-

beträge, für die zum Zeitpunkt der Auswertung ein aufrechter Zahlungstermin aufgrund einer 

Zahlungserleichterung vorliegt. Hier kann es sich einerseits um eine Stundung bis zu einem be-

stimmten Termin, andererseits aber auch um eine Ratenvereinbarung handeln, bei der monat-

lich Teilbeträge zu entrichten sind. Die Änderung der Beträge liegt daran, dass mitunter Stun-

dungen wegen Zeitablaufs oder auch sonstiger auflösender Bedingungen enden können, und 

Entrichtungen (Zahlung oder auch Tilgung) durch sonstige Gutschriften erfolgt sind. 

 

Kurzarbeit 

Um negative Auswirkungen der COVID-19-Pandemie auf den Arbeitsmarkt abzufedern, wurde 

das Instrument der Kurzarbeit entsprechend einer Vereinbarung mit den Sozialpartnern adap-

tiert. Dadurch wird den Unternehmen ein möglichst rascher und unbürokratischer Übergang in 

die Kurzarbeit ermöglicht. Seit Oktober findet die Abwicklung der Kurzarbeit in Österreich in 
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einer modifizierten Form statt (Corona-Kurzarbeit Phase 3). Darüber hinaus wurden für Unter-

nehmen, die vom zweiten Lockdown direkt betroffen sind (etwa im Bereich Gastronomie und 

Beherbergung oder in großen Teilen des Einzelhandels) weitreichendere Möglichkeiten einge-

räumt, Kurzarbeit in Anspruch zu nehmen. Hierzu zählt insbesondere die Möglichkeit für den 

Zeitraum des Lockdowns die Arbeitszeit auf 0 % zu reduzieren. 

Bis zum 16.01.2021 wurden inkl. Verlängerungen 216.908 Anträge zur Kurzarbeit genehmigt. 

Diese umfassen 113.691 Betriebe und 1.205.457 Arbeitnehmerinnen und Arbeitnehmer 

(2.281.801 Teilnehmerinnen u. Teilnehmer bei Zählung pro Phase der Kurzarbeit – inkl. Mehr-

fachzählungen) und ein Fördervolumen von 10,2 Mrd. € 1. 

Tabelle 4: Kurzarbeitsanträge (Stand 16.01.2021) 

 

Eine Betrachtung des gesamten Fördervolumens und der hiervon bereits getätigten Auszahlun-

gen nach Branchen zeigt, dass die beantragte Kurzarbeit seit März 2020 in drei Branchen am 

stärksten zur Anwendung kam: Im Bereich „Herstellung von Waren“ umfasst die Kurzarbeit 2,6 

Mrd. € bzw. 25,1 % des Fördervolumens und 1,4 Mrd. € bzw. ein Viertel der bereits getätigten 

Auszahlungen. Die Branche „Handel, Instandhaltung und Reparatur von Kraftfahrzeugen“ steht 

bei einem Fördervolumen von 2,1 Mrd. € (20,9 % des Fördervolumens) und Auszahlungen von 

1,2 Mrd. €. In der „Beherbergung und Gastronomie“ liegt das Fördervolumen bei 1,5 Mrd. € 

(14,9 % des Fördervolumens) und die bereits getätigten Auszahlungen bei 0,7 Mrd. €.  

                                                                 
1 Die Förderhöhe reduziert sich bei Abrechnung um die nicht in Anspruch genommene genehmigte Förderhöhe. 
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Mit Stichtag 16.01.2021 beliefen sich die Auszahlungen für Kurzarbeit auf 5,7 Mrd. €. 

Die Anzahl der laufenden Kurzarbeitsprojekte zum Stichtag 16.01.2021 beträgt 56.068. Zu die-

sem Zeitpunkt waren 436.407 Teilnehmerinnen und Teilnehmer in Kurzarbeit. Die Branche mit 

den höchsten Ständen per 16.01.2021 mit rd. 117.000 Personen (Anteil von 27 %) war der Han-

del, gefolgt von der Branche „Beherbergung und Gastronomie“ mit rd. 108.000 Personen (Anteil 

von 25 %) und der Branche „Herstellung von Waren“ mit rd. 73.910 Personen (Anteil von 17 %) 

in Kurzarbeit. 

Abbildung 1: Genehmigte TeilnehmerInnen Kurzarbeit und Auszahlungen im zeitlichen Verlauf 

(bis 16.01.2021) 

 

Abbildung 1 zeigt die Entwicklung der genehmigten TeilnehmerInnen (TN zum Stichtag in Tau-

send, linke Achse) zum Stichtag und die Entwicklung der Auszahlungen in Mio. € einerseits ku-

muliert (rechte Achse) als auch pro 2 Wochen (entsprechend dem zweiwöchigen Berichtsinter-

vall in den Monatsberichten, linke Achse). Betrachtet man die Entwicklung der genehmigten 

TeilnehmerInnen (in Tausend) und der Auszahlungen pro 2 Wochen (in Mio. €) so ist eine Ver-

zögerung der mengenmäßigen Entwicklungen zwischen TN zum Stichtag und Auszahlungen von 

circa einem Monat, insbesondere ab Ende Juni, erkennbar. 
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COVID-19-Krisenbewältigungsfonds 

Im Rahmen des ersten COVID-19-Sammelgesetzes erfolgte die Einrichtung des COVID-19-Kri-

senbewältigungsfonds. Der Fonds wurde zunächst als Ersthilfeinstrument konzipiert und in sei-

ner ursprünglichen Ausgestaltung mit einem maximalen Volumen von 4,0 Mrd. € dotiert. Ziel 

des Fonds ist es, den Bundesministerien die budgetären Mittel zur Linderung der Auswirkungen 

der COVID-19-Pandemie bereitzustellen. Im Rahmen des 3. COVID-19-Sammelgesetzes wurde 

die maximale Dotierung des Fonds auf 28,0 Mrd. € erhöht. Im Bundesfinanzgesetz 2020 wurde 

der Fonds schließlich mit 20,0 Mrd. € dotiert und zudem eine Überschreitungsermächtigung 

iHv. 8,0 Mrd. € festgelegt. Den Ressorts werden die Mittel als Einzahlungen aus dem COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds, der in der UG 45 Bundesvermögen angesiedelt ist, zur Verfügung ge-

stellt. 

Bis 31.12.2020 kam es zu nachstehenden Einzahlungen aus dem COVID-19-Krisenbewälti-

gungsfonds in die jeweiligen Untergliederungen sowie folgend zu Auszahlungen der Ressorts 

aus diesen Mitteln für Maßnahmen iZm. COVID-19: 
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Tabelle 5: Auszahlungen aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds (Stand 31.12.2020) 
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Insgesamt wurden bis zum 31.12.2020 rd. 11,4 Mrd. € aus dem COVID-19-Krisenbewältigungs-

fonds an die Bundesministerien überwiesen bzw. innerhalb der UG 45 umgeschichtet. Die Aus-

zahlungen der Ressorts für COVID-19-Maßnahmen beliefen sich per 31.12.2020 auf rd. 8,5 Mrd. 

€. 

Im Teil „Auszahlungen an Empfängerinnen und Empfänger“ werden wichtige Maßnahmen, die 

zum Teil aus Mitteln des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds bedeckt werden, näher erläutert. 

4.2 Haftungen  

Seit Beginn der COVID-19-Krise in Österreich übernimmt der Bund mittels verschiedener Instru-

mente Haftungen für Kredite zur Überbrückung von Liquiditätsengpässen. Damit wird die Ge-

schäftstätigkeit von österreichischen Unternehmen erhalten sowie die Stabilisierung der Be-

schäftigungssituation gewährleistet. Ab 25.3.2020 erfolgten Übernahmen von Schadloshal-

tungsverpflichtungen im Zusammenhang mit COVID-19 durch das BMF. Seit 15.4.2020 erfolgen 

dabei die Genehmigungen für Haftungsübernahmen und die Erfüllung der finanziellen Ver-

pflichtungen des Bundes aus der Schadloshaltung im Zusammenhang mit COVID-19 durch die 

eigens gegründete COVID-19 Finanzierungsagentur des Bundes GmbH (COFAG). 

Tabelle 6: COVID-19-Haftungen von ÖHT und aws bis 14.4.2020 und OeKB-Sonderrahmen KRR 

 

Hinweis zur Aktualisierung der Haftungsstände: Per 30.6.2020 und 30.9.2020 wurden die Haf-

tungsstände im Rahmen des KMU-FG um beendete Haftungen korrigiert. Die Korrektur erfolgt 

vierteljährlich. 
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Die Hausbank ist bei den Garantieübernahmen die zentrale Anlaufstelle für Unternehmen (One-

Stop-Shop). Die Bank führt die Kreditprüfung durch, die weitere Bearbeitung erfolgt abhängig 

von Größe und Art des Unternehmers durch die OeKB (Großunternehmen), durch die Austria 

Wirtschaftsservice GmbH (aws; im Wesentlichen für KMU) und die Österreichische Hotel- und 

Tourismusbank GmbH (ÖHT; für Tourismus- und Freizeitwirtschaft). Die Garantielaufzeit be-

trägt maximal 5 Jahre. Eine Antragsstellung war bis 15.12.2020 bei der jeweiligen Hausbank 

möglich. 

Im Folgenden wird ein kurzer Überblick über die verschiedenen COVID-19-Haftungsinstrumente 

geboten. 

aws-Garantien 

Die aws wickelt Garantien gemäß KMU-Förderungsgesetz (KMU-FG) und Garantiegesetz 1977 

ab. Die aws übernimmt in beiden Fällen die Garantien in eigenem Namen und auf eigene Rech-

nung. Seit 15.4.2020 besteht eine Zuständigkeit der COFAG für die Zustimmung zu Schadloshal-

tungsverpflichtungen des Bundes als Beauftragte und die Zuständigkeit für die Erfüllung der 

finanziellen Verpflichtungen des Bundes aus der Schadloshaltung von COVID-19-Garantien. Bei 

den Garantieinstrumenten beträgt die Garantie – u.a. in Abhängigkeit des Kreditvolumens – 

80%, 90% oder bei Kleinkrediten 100% der Kreditsumme. Der COVID-19-Haftungsrahmen für 

aws-Garantien gemäß dem KMU-Förderungsgesetz betrug anfänglich 1.250,0 Mio. € und wurde 

per 24.4.2020 auf 3.750,0 Mio. € angehoben. Der COVID-19-Haftungsrahmen für aws-Garantien 

gemäß Garantiegesetz 1977 beträgt 2.000,0 Mio. €. 

ÖHT-Garantien 

Die ÖHT ist die Abwicklungsstelle für Garantien gemäß KMU-Förderungsgesetz von Unterneh-

men im Sektor Tourismus und Freizeitwirtschaft. Auch die ÖHT vergibt die Garantien in eigenem 

Namen und auf eigene Rechnung. Seit 15.4.2020 besteht eine Zuständigkeit der COFAG für die 

Zustimmung zu Schadloshaltungsverpflichtungen des Bundes als Beauftragte und die Zustän-

digkeit für die Erfüllung der finanziellen Verpflichtungen des Bundes aus der Schadloshaltung 

von COVID-19-Garantien. Bei dem Garantieinstrument beträgt die Garantie – u.a. in Abhängig-

keit des Kreditvolumens – 80%, 90% oder bei Kleinkrediten 100% der Kreditsumme. Der COVID-

19-Haftungsrahmen für ÖHT-Garantien wurde zunächst mit 625,0 Mio. € festgelegt und mit 

15.05.2020 auf 1.625,0 Mio. € angehoben. 



 

 

Monatserfolg Dezember 2020 sowie COVID-19 Berichterstattung 33 von 59 

Tabelle 7: Haftungen, die von der COFAG bearbeitet werden (Stand 15.01.2021) 

 

Direkte COFAG-Garantien 

Die COFAG selbst vergibt in eigenem Namen und auf eigene Rechnung 90%-Überbrückungsga-

rantien nach § 2 Abs. 2 Z 7 ABBAG-Gesetz. Die Abwicklung erfolgt hierbei durch die OeKB. Das 

Instrument steht österreichischen Großunternehmen (ausgenommen Kreditinstitute, Versiche-

rungsunternehmen etc.) zur Verfügung, unabhängig davon, ob sie exportieren oder bisher 

schon Kunde der OeKB waren. Voraussetzung ist, dass sie ihren Sitz oder Betriebsstätte sowie 

ihre wesentliche Geschäftstätigkeit in Österreich haben und sich per 21.12.2019 nicht in wirt-

schaftlichen Schwierigkeiten befanden. Die COFAG-Garantien sind Teil des 15,0 Mrd. € schwe-

ren Corona-Hilfsfonds, der auch den Fixkostenzuschuss inkludiert. 

OeKB Sonderrahmen KRR (Kontrollbank-Refinanzierungsrahmen) 

Zur Sicherstellung der Liquidität der Exportunternehmen wurde zur Minderung der Auswirkun-

gen von COVID-19 ein Sonderfinanzierungsrahmen von zunächst 2,0 Mrd. € im Rahmen des be-

stehenden Exportförderungsverfahrens durch die OeKB (Gesamthaftungsrahmen gem. AusfFG: 

40,0 Mrd. €; ausgenützt per 31.12.2020: 30,7 Mrd. €) zur Verfügung gestellt. Per 25.5.2020 

wurde der Sonderfinanzierungsrahmen im Rahmen des AusfFG von bislang 2,0 auf 3,0 Mrd. € 

aufgestockt. Die Hausbanken können den Exportunternehmen in diesem Rahmen durch Refi-

nanzierung bei der OeKB günstige Finanzierungen anbieten. Das Instrument wurde sehr positiv 

angenommen, bis 15.01.2021 wurden von 346 bei der OeKB eingebrachten Anträgen bereits 
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343 geprüfte Anträge vom BMF bewilligt, wobei 49 Zusagen unternehmensseitig nicht in An-

spruch genommen wurden. Die Haftungssumme in Form von Wechselbürgschaften des Bundes 

beträgt zum 15.01.2021 1.907,3 Mio. €. 1.092,7 Mio. € standen per 15.01.2021 als freier Rah-

men noch zur Verfügung. 

4.3 Auszahlungen an Empfängerinnen und Empfänger 

Fixkostenzuschuss 

Neben den gewährten Haftungen ist die COFAG für die Abwicklung des Fixkostenzuschusses 

zuständig. Mit Start der Phase I am 20.5.2020 können Unternehmen, die aufgrund der Maßnah-

men zur Eindämmung der Ausbreitung des Erregers SARS-CoV-2 Umsatzeinbußen von zumin-

dest 40% erlitten haben, einen Antrag auf Gewährung eines Zuschusses stellen. Der Zuschuss 

deckt je nach Umsatzausfall bis zu 75% der Fixkosten und beträgt pro Unternehmen maximal 

90,0 Mio. €. Der Betrachtungszeitraum erstreckt sich vom 16.3. bis 15.9.2020. Innerhalb dieser 

Periode kann das Unternehmen für die Berechnung des Umsatzausfalls und der Fixkosten einen 

ein- bis dreimonatigen zusammenhängenden Zeitraum frei wählen. Die Auszahlung des Zu-

schusses erfolgt in mehreren Tranchen und dient der Schadenskompensation. Um eine beihil-

ferechtlich verbotene Überkompensation zu verhindern, erfolgt eine nachträgliche Überprü-

fung nach den Bestimmungen des COVID-19-Förderprüfungsgesetzes (CFPG). 

Bis 18.01.20212  sind 66.410 Anträge von 54.829 Antragstellern mit einer Zuschusshöhe von 

587,2 Mio. € genehmigt worden. Die überwiegende Mehrheit der Anträge (78,7 %) stammt von 

kleinen Unternehmen mit einer Zuschusshöhe von unter 10.000 €. Die durchschnittliche Zu-

schusshöhe der genehmigten Anträge per 18.01.2021 beträgt 10.710,6 €. Nach Branchen ent-

fallen die meisten genehmigten Anträge auf die Beherbergung und Gastronomie (26,8 %), den 

Handel (16,7 %) und die Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und technischen 

Dienstleistungen (10,0 %). Von den 66.410 genehmigten Anträgen erfolgte bereits bei 66.211 

Anträgen (99,7 %) eine Auszahlung; per 18.01.2021 beträgt die Summe des ausbezahlten Fixkos-

tenzuschusses I rd. 531,2 Mio. €. 

                                                                 
2 Infolge einer Systemumstellung stehen für den 15.01.2021 keine Detaildaten zum Fixkostenzuschuss I, Fixkosten-

zuschuss 800.000, Umsatzersatz November und Dezember zur Verfügung. 
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Tabelle 8: Anträge für Fixkostenzuschuss I (Stand 18.01.2021) 

 

Um vor allem Betriebe in jenen Branchen zu unterstützen, die auch über den Winter von COVID-

19-Einschränkungen betroffen sind, wurde am 23. November 2020 eine Neuauflage des Fixkos-

tenzuschusses bis 800.000 € präsentiert („Fixkostenzuschuss 800.000“). Dieser kann nun für bis 

zu zehn zusammenhängende Betrachtungszeiträume zwischen 16. September 2020 und 30. 

Juni 2021 beantragt werden. Im Gegensatz zur Phase I kann der Fixkostenzuschuss nun schon 

ab einem Umsatzausfall von 30% beantragt werden und richtet sich nach dem Prozentsatz des 

konkreten Umsatzausfalls, anstatt eine Staffelung vorzusehen. Außerdem wurde der Katalog 

der berücksichtigungsfähigen Fixkosten erweitert (insb. um die AfA). Damit soll die Liquidität 

der besonders hart betroffenen Unternehmen bis zum voraussichtlichen Ende der COVID-19-

Maßnahmen sichergestellt werden. 
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Tabelle 9: Anträge für Fixkostenzuschuss 800.000 (Stand 18.01.2021) 

 

Bis 18.01.2021 sind 908 Anträge von ebenso vielen Antragstellern mit einer Zuschusshöhe von 

10,2 Mio. € genehmigt worden. Die Mehrheit der Anträge (66,1 %) stammt von kleinen Unter-

nehmen mit einer Zuschusshöhe von unter 10.000 €. Die durchschnittliche Zuschusshöhe der 

genehmigten Anträge per 18.01.2021 beträgt 11.182,1 €. Nach Branchen entfallen die meisten 

genehmigten Anträge auf die Erbringung von freiberuflichen, wissenschaftlichen und techni-

schen Dienstleistungen (23,9 %), Verkehr und Lagerei (14,8 %) und den Handel (13,9 %). Von 

den 908 genehmigten Anträgen erfolgte bereits bei 695 Anträgen (76,5 %) eine Auszahlung; per 

18.01.2021 beträgt die Summe des ausbezahlten „Fixkostenzuschusses 800.000“ 8,0 Mio. €. 

Lockdown-Umsatzersatz 

Zur Unterstützung der österreichischen Wirtschaft stellte die Bundesregierung im Rahmen des 

Corona-Hilfsfonds via COFAG ab 6.11.2020 einen Lockdown-Umsatzersatz als weitere Hilfsmaß-

nahme bereit (§ 3b Abs. 3 des ABBAG-Gesetzes; „Lockdown-Umsatzersatz November“). Mit 

23.11.2020 wurde der Lockdown-Umsatzersatz sowohl um die zusätzlich betroffenen Branchen 

(z.B. Handel, körpernahe Dienstleistungen) als auch zeitlich bis zum Ende der behördlichen 

Schließung am 6.12.2020 erweitert. 

Unternehmen mit Sitz oder einer Betriebsstätte sowie operativer Tätigkeit in Österreich konn-

ten bei Erfüllen der allgemeinen Antragsvoraussetzungen einen Antrag für einen Lockdown-
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Umsatzersatz einreichen, wenn sie direkt von den mit der COVID-19-Schutzmaßnahmenverord-

nung (COVID-19-SchuMaV) oder der COVID-19-Notmaßnahmenverordnung (COVID-19-NotMV) 

verordneten Einschränkungen betroffen waren und Umsätze in einer direkt betroffenen Bran-

che erzielen. Der Antrag konnte im Zeitraum vom 6.11.2020 bis 15.12.2020 eingebracht wer-

den. Als Betrachtungszeitraum galt der Zeitraum, in dem das jeweilige Unternehmen von den 

in der COVID-19-SchumMaV und der COVID-19-NotMV verordneten Einschränkungen betroffen 

war (aber längstens bis zum 6.12.2020). Eine wesentliche Grundvoraussetzung des Lockdown-

Umsatzersatzes war der Erhalt von Arbeitsplätzen, der begünstigte Unternehmen dazu ver-

pflichtete, im Betrachtungszeitraum keine Mitarbeiterinnen und Mitarbeiter zu kündigen. 

Direkt vom Lockdown betroffene Unternehmen, inklusive Unternehmen, die körpernahe 

Dienstleistungen anbieten (wie z.B. Friseure), erhielten 80% des Lockdown-Umsatzausfalles. Bei 

Handelsunternehmen wurde der Lockdown-Umsatzersatz nach objektiven Kriterien differen-

ziert mit 20%, 40% oder 60% vergütet. Zur Ermittlung des anzuwendenden Prozentsatzes wur-

den dabei in einer nach Branchen typisierten Betrachtungsweise der branchentypische Roher-

trag, ein nach vergleichbaren Maßnahmen im Frühling festgestellter Nachzieheffekt und der 

Effekt auf die Verkaufbarkeit der Ware (Saisonalität, Verderblichkeit) herangezogen, wobei dem 

Rohertrag bei der Bewertung der einzelnen Kriterien das doppelte Gewicht zukam. 

Für Unternehmen, die direkt von den verordneten Einschränkungen der 2. COVID-19-Schutz-

maßnahmenverordnung betroffen waren und im Betrachtungszeitraum in direkt betroffenen 

Branchen tätig waren, wurde ein neuerlicher Lockdown-Umsatzersatz als Hilfsmaßnahme be-

reitgestellt („Lockdown-Umsatzersatz Dezember“). Der Betrachtungszeitraum erstreckte sich 

grundsätzlich vom 7.12.2020 bis zum 31.12.2020; nur für direkt betroffene Unternehmen, die 

ab 24.12.2020 wiedereröffnen konnten (Seil- und Zahnradbahnen), galt ein abweichender Be-

trachtungszeitraum vom 7.12.2020 bis zum 23.12.2020. Direkt vom Lockdown betroffene Un-

ternehmen (z.B. Gastgewerbe, Beherbergungsbetriebe, indoor Sportstätten) erhielten 50 % des 

Lockdown-Umsatzausfalles, wobei sich die Höhe des Umsatzausfalls aus dem ermittelten ver-

gleichbaren Vorjahresumsatz ergeben hat. Ein Antrag für einen Lockdown-Umsatzersatz konnte 

im Zeitraum vom 16.12.2020 bis 20.01.2021 eingereicht werden. 

Der Lockdown-Umsatzersatz ist, gemäß Vorgabe der EU-Kommission, mit einem Höchstbetrag 

von 800.000 € pro Unternehmen gedeckelt. Die Mindesthöhe des Lockdown-Umsatzersatzes 

beträgt 2.300 €. Sowohl der zulässige Höchstbetrag von 800.000 € als auch die Mindesthöhe 

von 2.300 € sind aber unter Umständen noch um bestimmte erhaltene COVID-19-Förderungen 

zu verringern. Darunter fallen insbesondere Haftungen im Ausmaß von 100% für Kredite zur 

Bewältigung der COVID-19-Krise, die von der Austria Wirtschaftsservice GmbH (aws) oder der 

Österreichischen Hotel- und Tourismusbank (ÖHT) übernommen wurden und bei denen noch 
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ein Betrag aushaftet. Berücksichtigt werden müssen außerdem Zuwendungen von Bundeslän-

dern und Gemeinden oder regionalen Wirtschafts- und Tourismusfonds sowie bestimmte Zu-

schüsse aus dem NPO-Unterstützungsfonds, die das Unternehmen im Zusammenhang mit der 

COVID-19-Krise und dem dadurch verursachten wirtschaftlichen Schaden erhalten hat. 

Neben dem Lockdown-Umsatzersatz kann auch ein Fixkostenzuschuss („Fixkostenzuschuss 

800.000“) beantragt werden, allerdings nicht für den gleichen Zeitraum wie der Lockdown-Um-

satzersatz. Wie beim Fixkostenzuschuss erfolgt die Abwicklung des Lockdown-Umsatzersatzes 

durch die COFAG. Zudem ist rückwirkend für November und Dezember 2020 ein Umsatzersatz 

für indirekt betroffene Unternehmen vorgesehen. 

Mit Stand 18.01.2021 wurden bei der COFAG von 115.498 antragstellenden Unternehmen 

116.577 aktive Anträge auf den Lockdown-Umsatzersatz November mit einem Volumen von 

2.194,9 Mio. € gestellt. Davon wurden 99.285 Anträge mit einem Volumen von 1.865,6 Mio. € 

von der COFAG bereits bearbeitet und genehmigt, ausbezahlt waren am 18.01.2021 ebenfalls 

1.865,6 Mio. €. Nach Branchen entfallen die meisten genehmigten Anträge auf die Beherber-

gung und Gastronomie (34,4 %), den Handel (21,4 %) und die Erbringung sonstiger Dienstleis-

tungen (17,8 %). Die Mehrheit der Anträge (70,4 %) stammt wie beim Fixkostenzuschuss von 

kleinen Unternehmen mit einer Zuschusshöhe von unter 10.000 €. 

Tabelle 10: Anträge für den Lockdown-Umsatzersatz November (Stand 18.01.2021) 
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Für den Lockdown-Umsatzersatz Dezember wurden bei der COFAG mit Stand 18.01.2021 von 

95.205 antragstellenden Unternehmen ebenso viele aktive Anträge mit einem Volumen von 

1.044,6 Mio. € gestellt. Davon wurden 36.671 Anträge mit einem Volumen von 587,2 Mio. € 

von der COFAG bereits bearbeitet und genehmigt, ausbezahlt waren am 18.01.2021 585,5 Mio. 

€. Nach Branchen entfallen die meisten genehmigten Anträge auf die Beherbergung und Gast-

ronomie (68,4 %), den Sektor Kunst, Unterhaltung und Erholung (6,6 %) sowie den Handel (5,3 

%). Auch beim Lockdown-Umsatzersatz Dezember stammte die Mehrheit der Anträge (66,6 %) 

von kleinen Unternehmen mit einer Zuschusshöhe von unter 10.000 €. 

Tabelle 11: Anträge für den Lockdown-Umsatzersatz Dezember (Stand 18.01.2021) 

 

 

Härtefallfonds 

Der Härtefallfonds wurde im Rahmen des 2. COVID-19-Sammelgesetzes als Förderprogramm 

des Bundes eingerichtet und mit dem 3. COVID-19-Sammelgesetz mit einem Fördervolumen 

von max. 2,0 Mrd. € ausgestattet. Die Dotierung erfolgt durch den COVID-19-Krisenbewälti-

gungsfonds und die Abwicklung der Förderungen durch die WKÖ und die AMA. Der Härtefall-

fonds fungiert als Sicherheitsnetz für Härtefalle als Folge der COVID-19-Pandemie bei Ein-Per-

sonen-Unternehmen (EPU), freien Dienstnehmerinnen, Dienstnehmern und Kleinstunterneh-
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men (Abwicklung durch WKÖ) sowie bei land- und forstwirtschaftlichen Betrieben und Pri-

vatzimmervermietern (Abwicklung durch AMA). Ziel ist es, Liquiditätsschwierigkeiten zu über-

brücken und die existenzbedrohende Situation infolge von massiven Einkommenseinbußen 

bzw. höheren Kosten im Zusammenhang mit der COVID-19-Pandemie abzuwenden. War die 

Antragstellung auf Unterstützung aus dem Härtefallfonds zuletzt auf 6 Monate begrenzt, wurde 

diese durch eine Novellierung der Härtefallfonds-Richtlinien nunmehr auf zwölf Monate erwei-

tert. Anträge können nun für den Zeitraum Mitte März 2020 bis Mitte März 2021 gestellt wer-

den. Eine weitere Verlängerung bis Mitte Juni 2021 ist derzeit in Ausarbeitung. 

Im Jahr 2020 hat der COVID-19-Krisenbewältigungsfonds insgesamt 1,0 Mrd. € an die UG 40 

Wirtschaft für Härtefallfonds-Förderungen ausgeschüttet. Das BMDW hat seinerseits die ge-

samten 1,0 Mrd. € an die WKÖ überwiesen, die letzte Tranche von 200 Mio. € floss Anfang 

Dezember. Diese Mittel stehen in voller Höhe für Förderungen zur Verfügung, die WKÖ erhält 

kein Abwicklungsentgelt. Der BVA 2021 sieht in der UG 40 weiter 200 Mio. € für den Härtefall-

fonds der WKÖ vor. An die UG 42 Landwirtschaft, Regionen und Tourismus hat der COVID-19-

Krisenbewältigungsfonds im Jahr 2020 insgesamt 137,0 Mio. € für Härtefallfonds-Förderungen 

in der Landwirtschaft (56,0 Mio. €) und bei Privatzimmervermieterinnen und -vermietern (81,0 

Mio. €) ausgeschüttet. Hiervon wurden bis Jahresende 2020 16,7 Mio. € an die AMA weiterge-

leitet. Darüber hinaus wurden aus diesen Mitteln des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds auch 

15,0 Mio. € an Umsatzersatz für land- und forstwirtschaftliche Betriebe sowie Privatzimmerver-

mieterinnen und -vermieter geleistet (je 7,5 Mio. €). 

Zum Berichtsstichtag 15.01.2021 wurden im Rahmen der Auszahlungsphase I bei der WKÖ ins-

gesamt 144.307 Förderanträge eingereicht. Von diesen wurden 132.937 Anträge (92,1 %) posi-

tiv erledigt und 2.723 Anträge (1,9 %) abgelehnt. Des Weiteren wurden 8.329 Anträge (5,8 %) 

zurückgezogen und 318 Anträge (0,2 %) rückabgewickelt. Das ausbezahlte Fördervolumen aus 

Phase I beläuft sich auf 121,8 Mio. € und entfällt zu 90,9 % auf Soforthilfen iHv. 1.000 €. Im 

Rahmen der Auszahlungsphase II wurden zum Stichtag 15.01.2021 insgesamt 871.912 Förder-

anträge bei der WKÖ eingereicht. Von diesen wurden 703.245 Anträge (80,7 %) positiv erledigt 

und 119.028 Anträge (13,7 %) abgelehnt. Darüber hinaus wurden 8.982 Anträge (1,0 %) zurück-

gezogen und 2.437 Anträge (0,3 %) rückabgewickelt. 38.220 Anträge (4,4 %) befanden sich noch 

in Bearbeitung. Das ausbezahlte Fördervolumen aus Phase II beläuft sich auf 809,8 Mio. €. Die 

durchschnittliche Höhe der Soforthilfen der Phase II beträgt rd. 1.152 €. 

Bei der AMA war die Antragstellung für die Phase I bis 15.4.2020 möglich. In der Phase I sind 

2.904 Anträge eingelangt und wurden 2,3 Mio. € bewilligt und ausgezahlt. Im Rahmen der Aus-

zahlungsphase II wurden zum Stichtag 15.01.2021 insgesamt 19.173 Förderanträge bei der AMA 

eingereicht. Von diesen wurden 9.259 Anträge (48,3 %) positiv erledigt und 2.863 Anträge (14,9 
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%) abgelehnt. 7.051 Anträge (36,8 %) befanden sich noch in Bearbeitung. Es wurden zum Stich-

tag 15.01.2021 13,6 Mio. € ausbezahlt. 

 

Tabelle 12: Härtefallfonds, WKÖ (Stand 15.01.2021) 
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Tabelle 13: Härtefallfonds, AMA (Stand 15.01.2021) 

 
 

 

Lockdown-Umsatzersatz für land- und forstwirtschaftliche Betriebe sowie Privatzim-

mervermietungen 

 

Für land- und forstwirtschaftliche Betriebe sowie Privatzimmervermietungen, die aufgrund der 

Ausübung einer Tätigkeit im Bereich des Gastgewerbes (§ 7) bzw. der Beherbergungsbetriebe 

(§ 8) von der behördlichen Schließung gemäß der COVID-19-Schutzmaßnahmenverordnung – 

CO-VID-19-SchuMaV oder gemäß COVID-19-Notmaßnahmenverordnung – COVID-19-NotMV 

direkt betroffen sind, wird ein Umsatzersatz für November und Dezember 2020 im Rahmen der 

Richtlinie gemäß § 1  Abs. 1 Härtefallfondsgesetz für Einkommensausfälle bei land- und forst-

wirtschaftlichen Betrieben sowie Privatzimmervermietungen gewährt. 

 

Die Abwicklung erfolgt über die AMA 

 

Der Lockdown-Umsatzersatz darf nicht gewährt werden, sofern ein Fixkostenzuschuss oder ein 

Verlustersatz nach den Verordnungen des Bundesministers für Finanzen gemäß § 3b Abs. 3 AB-

BAG-Gesetz für den gleichen Zeitraum beantragt wurde.  

 

Die Förderungen können bis 15.12.2020 (Lockdown-Umsatzersatz November, Betrachtungs-

zeit-raum 1. November bis 6. Dezember 2020) bzw. bis 15.1.2021 für den Lockdown-Umsatzer-

satz Dezember (Betrachtungszeitraum 7. bis 31. Dezember 2020) beantragt werden.  
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Die Mindesthöhe des Umsatzersatzes beträgt 2.300 €, der Höchstbetrag 200.000 €. 

 

Für November 2020 werden 80 % und für Dezember 2020 werden 50 % des Lockdown-Umsatz-

ausfalles kompensiert. 

 

Die ersten Auszahlungen zum Umsatzersatz erfolgten am 29.12.2020. 

 

NPO-Unterstützungsfonds 

 

Für Non-Profit-Organisationen (NPO) wurde Anfang Juni 2020 ein eigener Unterstützungsfonds 

mit einer Dotierung von insgesamt 700,0 Mio. € eingerichtet, wovon 35,0 Mio. € für die Unter-

stützung von Sportligen vorgesehen sind. Die Dotierung erfolgt aus dem COVID-19-Krisenbe-

wältigungsfonds. Aus dem NPO-Unterstützungsfonds werden Förderungen an gemeinnützige 

Organisationen aus allen gesellschaftlichen Bereichen, an kirchliche Organisationen sowie an 

freiwillige Feuerwehren vergeben, die durch die COVID-19-Krise wirtschaftlich geschädigt wur-

den. Darüber hinaus sind auch Förderungen an Rechtsträger möglich, an denen gemeinnützige 

oder kirchliche Organisationen mehrheitlich beteiligt sind. Ziel der Förderungen ist es, zu ge-

währleisten, dass die förderbaren Organisationen ihre satzungsmäßigen Tätigkeiten weiterhin 

erbringen können. Die Förderung stellt daher auf eine Minderung des Schadens, der den för-

dernehmenden Organisationen durch COVID-19 entstanden ist, ab und ersetzt bestimmte Ar-

ten von Kosten, die typischerweise im laufenden Betrieb einer Organisation anfallen. Darüber 

hinaus besteht die Möglichkeit, einen sogenannten „Struktursicherungsbeitrag“ zu beantragen, 

der pauschal Kosten bedecken kann, die nicht unter die förderbaren Kostenkategorien subsu-

miert werden können. 

Mit Stichtag 31.12.2020 wurden 19.365 Anträge mit einem Antragsvolumen von knapp 375,9 

Mio. € gestellt. Die meisten Anträge stammen aus den Bereichen Sport, Kunst und Kultur sowie 

Feuerwehren; das höchste Antragsvolumen entfällt auf die Sektoren Gesundheit, Pflege und 

Soziales, Sport sowie Religion und kirchliche Zwecke. Von diesen 19.365 Anträgen wurden 

16.072 mit einem Fördervolumen von 307,2 Mio. € bewilligt und bei 15.972 Anträgen erfolgte 

bereits eine Auszahlung. Insgesamt summierten sich die Auszahlungen per 31.12.2020 auf 

240,3 Mio. €. 

 

Kommunales Investitionsgesetz 2020 

 

Mit dem Bundesgesetz zur Unterstützung von kommunalen Investitionen 2020 (Kommunalin-

vestitionsgesetz 2020 – KIG 2020), BGBl. I Nr. 56/2020, welches mit 1. Juli 2020 in Kraft getreten 

ist, stellt der Bund zur teilweisen Deckung der Aufwendungen der Gemeinden und von ihnen 

beherrschter Projektträger aus Mitteln des COVID-19-Krisenbewältigungsfonds insgesamt den 
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Betrag von 1.000,0 Mio. € als Zweckzuschuss gemäß den §§ 12 und 13 des Finanz-Verfassungs-

gesetzes 1948 (F-VG 1948), BGBl. Nr. 45/1948, zur Verfügung.  

 

a. Nach Bundesländern 

 

Die folgende Tabelle gibt einen Gesamtüberblick über die Anzahl der Gemeinden und Gemein-

deverbände (GV), die im Zeitraum Juli bis Dezember 2020 Anträge gestellt haben, sowie der 

Gemeinden, die schon einen Zweckzuschuss erhalten haben. Die Zahl der Gemeinden/Gemein-

deverbände, die Anträge eingebracht haben, enthält aus technischen Gründen auch diejenigen 

Anträge, die aus inhaltlichen Gründen abgelehnt oder – häufiger – bei denen von der Abwick-

lungsstelle ein Auftrag zur Verbesserung erteilt wurde. Aus der Differenz zwischen der Anzahl 

der eingelangten Anträge von Gemeinden und der Anzahl der Gemeinden/Gemeindeverbände 

mit ausbezahlten Zuschüssen kann daher nicht auf die noch zu bearbeitenden Anträge geschlos-

sen werden. 

 

Die Tabelle enthält weiters die Aufschlüsselung der bereits geleisteten Zweckzuschüsse nach 

Bundesländern und das damit unterstützte Investitionsvolumen (wobei das Verhältnis der Ge-

samtinvestitionssumme zum bezahlten Zweckzuschuss durch den maximalen Zweckzuschuss 

von 50% bei mindestens zwei liegt).  

 

Das KIG 2020 bezuschusst sowohl Projekte, die in der Zeit von 1. Juni 2020 bis 31.12.2021 be-

gonnen wurden bzw. beginnen werden, als auch Projekte, die zwar ab dem 1. Juni 2019 begon-

nen wurden, deren Finanzierung aber aufgrund von Mindereinnahmen als Folge der COVID-19-

Krise nicht mehr möglich ist. In den beiden letzten Spalten werden die bezuschussten Anträge 

auf diese Zeiträume aufgegliedert. 
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Tabelle 14: KIG – Aufteilung nach Bundesländern 

 

 

Im Berichtszeitraum wurden insgesamt rund 260,7 Mio. € an Zweckzuschüssen an 994 Gemein-

den ausbezahlt. Dieser Summe an Zweckzuschüssen stehen unterstützte Investitionen iHv. 

1.186,0 Mio. € gegenüber, was einem Verhältnis von rund 4,5 entspricht.  

 

Bei den bis Ende Dezember 2020 bezuschussten Anträgen betrug die durchschnittliche Dauer 

zwischen Eingangsdatum der (allenfalls verbesserten) Anträge und Zahlung des Zuschusses 28 

Tage, der Median betrug 25 Tage. 

 

 

b. Nach Kategorien 

 

Die bisher bezuschussten Projekte teilen sich wie folgt auf die 18 Förderkategorien, auch unter-

teilt in Bundesländer, auf. Dabei werden die Anzahl der bezuschussten Anträge sowie die dafür 

geflossenen Zweckzuschüsse dargestellt. 
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Tabelle 15: KIG – Aufteilung nach Förderkategorien und Bundesländern 

 

 

c. Ökologische Maßnahmen 

 

Ziel des KIG 2020 ist auch, dass mindestens 20 % der Mittel für ökologische Maßnahmen, die 

insbesondere zur Einhaltung der unionsrechtlichen Ziele beitragen sowie der Vorreiterrolle der 

öffentlichen Hand im Klima- und Energiebereich dienen sollen, verwendet werden.  

 

Bei den Anträgen ist jener Betrag anzugeben, der von der Investitionssumme auf ökologische 

Maßnahmen entfällt – folgende Investitionen werden automatisch zu 100 % den ökologischen 

Maßnahmen zugerechnet: 

 

• Z 6 (Öffentlicher Verkehr); 

• Z 8 (hier nur die Errichtung oder Erweiterung von Gebäuden (im Eigentum der Gemeinde) 

nach klimaaktiv Silber-Standard, nicht jedoch Sanierung oder Instandhaltung); 

• Z 9 (Umrüstung auf hocheffiziente Straßenbeleuchtung); 

• Z 10 (Errichtung von erneuerbaren Energieerzeugungsanlagen); 

• Z 11 (Kreislaufwirtschaft); 

• Z 12 (Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungseinrichtungen); 

• Z 14 (Ladeinfrastruktur für E-Mobilität) und 

• Z 16 (Radverkehrs- und Fußwege). 

 

Außerdem schließt ein möglicher Zweckzuschuss zusätzliche Fördermöglichkeiten für ökologi-

sche Maßnahmen – z. B.  im Rahmen der Umweltförderung im Inland sowie des Klimafonds – 

nicht aus. 
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Die folgende Tabelle zeigt den Anteil der ökologischen Maßnahmen – sowohl an der Gesamtin-

vestitionssumme als auch am letztlich ausbezahlten Zweckzuschuss.  

Tabelle 16: KIG – Anteil der ökologischen Maßnahmen 

 

 

d. Ausschöpfung der Mittel 

 

Der Anspruch jeder Gemeinde am vom Bund bereitgestellten Gesamtbetrag iHv. 1.000,0 Mio. 

€ wird je zur Hälfte nach den Schlüsseln Volkszahl und abgestufter Bevölkerungsschlüssel (§ 10 

Abs. 7 und 8 FAG 2017, BGBl. I Nr. 116/2016), die für die Verteilung der Ertragsanteile für das 

Jahr 2020 heranzuziehen sind, ermittelt. 

 

Die folgenden Tabellen zeigen länderweise und nach Gemeindegrößen untergliedert die zur 

Verfügung stehenden Beträge, die bisher ausbezahlten Zweckzuschüsse und den Ausschöp-

fungsgrad. Dass die Auszahlungen an Gemeindeverbände keiner Gemeindegröße zugeordnet 

werden können, ergibt bei der klassenweisen Darstellung des Ausschöpfungsgrads eine gewisse 

– allerdings vernachlässigbare – Unschärfe. 
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Tabelle 17: KIG – zur Verfügung stehende Beträge, bisher ausbezahlte Zweckzuschüsse und Aus-

schöpfungsgrad 

 

 

 

Kinderbonus 

 

Der Kinderbonus ist eine Erhöhung der Familienbeihilfe in Form einer Einmalzahlung von 360 € 

pro Kind und kommt allen Familienbeihilfebezieherinnen und -beziehern zugute. Neben der fi-

nanziellen Unterstützung von Familien stützt diese Maßnahme auch den privaten Konsum und 

wirkt demnach auch konjunkturstabilisierend. Der Kinderbonus wurde Anfang September 2020 

zusätzlich zur Familienbeihilfe und dem Schulstartgeld ausbezahlt. Die Gesamtauszahlungs-

summe beträgt 665,3 Mio. €. 
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Arbeitslosenunterstützung 

 

Die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie und der notwendigen Maßnahmen zu ihrer Eindäm-

mung als auch der dadurch beschleunigte Strukturwandel stürzten viele Menschen in die Ar-

beitslosigkeit. Gleichzeitig nahm die Anzahl der offenen Stellen ab und erschwerte die Jobsuche 

für bereits vor der COVID-19-Krise Arbeitslose. Um arbeitslose Menschen, die als Folge der CO-

VID-19-Krise längere Zeit keine neue Beschäftigung finden konnten, finanziell zu unterstützen, 

hat die Bundesregierung eine temporäre Erhöhung des Arbeitslosengeldes für die Periode Juli 

bis Dezember 2020 beschlossen. Diese wurde in Form von zwei Einmalzahlungen iHv. 450 € im 

September bzw. Dezember geleistet. Ziel ist es, den Einkommensverlust infolge des Arbeits-

platzverlustes abzumindern als auch gesamtwirtschaftlich die Kaufkraft der Haushalte zu stabi-

lisieren. Die Gesamtauszahlungssumme der Maßnahme beträgt per 31.12.2020 365,3 Mio. €. 

Zusätzlich gebührt die Notstandshilfe für den Zeitraum 16. März bis 31. Dezember 2020 im Aus-

maß des Arbeitslosengeldes (90,0 Mio. €). 

 

Corona-Familienhärteausgleich 

 

Der Corona-Familienhärteausgleich umfasst zwei Maßnahmen (Familienkrisenfonds, Familien-

härtefonds) und soll Familien, die durch die Auswirkungen der COVID-19-Pandemie unverschul-

det in eine Notsituation geraten sind, mit einer finanziellen Zuwendung unterstützen. Ziel der 

Zuwendungen ist es, Familien mit Kindern rasch und unbürokratisch eine finanzielle Unterstüt-

zung zur Bewältigung von Mehraufwendungen bzw. Einkommensausfällen aufgrund der Pan-

demiefolgen zu gewähren. Insgesamt werden für den Corona-Familienhärteausgleich 130,0 

Mio. € bereitgestellt. Hiervon 30,0 Mio. € für den Familienkrisenfonds, wobei die Bedeckung 

aus dem COVID-19-Krisenbewältigungsfonds erfolgt und die Mittel auf die UG 25 Familie und 

Jugend (17,0 Mio. €) und die UG 21 Soziales und Konsumentenschutz (13,0 Mio. €) aufgeteilt 

werden. Weitere 100,0 Mio. € werden für den Familienhärtefonds aus dem FLAF (UG 25 Familie 

und Jugend) zur Verfügung gestellt. Bis 31.12.2020 wurden 129,6 Mio. € an Zuwendungen aus-

bezahlt: 100,0 Mio. € aus FLAF-Mitteln und 29,6 Mio. € aus den Mitteln des COVID-19-Krisen-

bewältigungsfonds (im Falle der UG 21 erfolgt die Auszahlung an die Bundesländer). Im Jahr 

2021 sind per 15.01.2021 bereits 9,6 Mio. € an Zuwendungen ausbezahlt worden, womit jah-

resübergreifend insgesamt finanzielle Unterstützungen iHv. 139,2 Mio. € an Familien geleistet 

werden konnten. 
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5 Tabellenteil 

Der gegenständliche Bericht wurde auf Grundlage der Daten der Haushaltsleitenden Organe 

(HHLO) erstellt, die gemäß § 6 Abs. 2 Z 10 BHG 2013 zur Aufstellung und Erläuterung ihrer Mo-

natsnachweise und Abschlussrechnungen verpflichtet sind.  

Die Angaben erfolgen mit Stand Monatsende in Millionen Euro und sind in dieser Darstellung in 

der Regel auf eine Stelle gerundet. Änderungen bleiben vorbehalten, Rundungsdifferenzen sind 

möglich.  

In den Jahreswerten ist der Erfolg 2019 lt. Bundesrechnungsabschluss (BRA) dem vorläufigen 

Erfolg (v. Erf.) 2020 gegenübergestellt, im Vergleich v. Erfolg / BVA werden die Unterschiede 

vom vorläufigen Erfolg mit dem mit BGBl I Nr. 46 vom 8. Juni 2020 kundgemachten Bundesvor-

anschlag (BVA) 2020 dargestellt. Die Detailbegründungen beziehen sich auf wesentliche Abwei-

chungen des vorläufigen Erfolges zum Vorjahreserfolg im Finanzierungshaushalt. 

Daten zum Ergebnishaushalt sowie detaillierte Begründungen zu den Unterschieden zwischen 

Finanzierungs- und Ergebnishaushalt werden im Vorläufigen Gebarungserfolg 2020, der bis 

Ende März 2021 vorgelegt wird, enthalten sein. 

Die Daten über den Gebarungserfolg werden auch auf der Homepage des BMF veröffentlicht. 
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Tabelle 18: Gesamtgebarungserfolg des Bundes, Dezember 2020 (Finanzierungsrechnung, in 

Mio. €) 

 

Quelle: BMF 
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Tabelle 19: Auszahlungen nach Untergliederung (Finanzierungsrechnung, in Mio. €) 

 

Quelle: BMF 
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Tabelle 20: Einzahlungen nach Untergliederung (Finanzierungsrechnung, in Mio. €) 

 

Quelle: BMF 
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Tabelle 21: Auszahlungen nach ökonomischer Darstellung (Finanzierungsrechnung, in Mio. €) 

 

Quelle: BMF 
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Tabelle 22: Einzahlungen nach ökonomischer Darstellung (Finanzierungsrechnung, in Mio. €) 

 

Quelle: BMF 
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Tabelle 23: Abgabenerfolg des Bundes (UG 16, Finanzierungsrechnung, in Mio. €) 

 

Quelle: BMF 
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